
Ah

V

Sozialdemokratiſches Organ (alte Partei) für den Regierungsbezirk Merſeburg.
Die Voſſ. sſtimme erſcheint täglich nachmittags mit Ausnahme der Sonn und Feiertage.

Seydewitz, für den Anze genteil: Rudolf Koch anski.Redaznon: Max ſämtlich in Halle. Redaktion:
Verantwortlich für die Bezugspreis: Wonaſlich 1.25 Mark Beim Abholen aus einer der Geſchäſisſtellen 1.15 Mk. Bern den Poſtan

ſtalten viertel ährlich 2 70 ohne Beſtellgendd Einzelne Nummern 10 Pfg. Anzeigen ebühr: Die 7geſpalteneHalle. Große Brauhausſtraße 17, Fernſprecher Nr, 16646. Druck und Verlag der Volksſtimme G. m b H. in Ko. onelzeile 30. Pfenmig, J f im il pr Ko. 1 »mig, Inſerate von auswärls 40 Pfennig im Reklametei! FZeile 75 Piennig. Verlag undD Halle, Große Ulrichſtraße 27. Expedition Zale Große Ulrichſtraße 27. Fernſprecher 5407. Jeitungopreieiſte Seite 411.
a nAr. 29. Halle, Dienstag, den 4. Februar 1919. 3. Jahrgang.e c S

Deutſche Lehensmitteh

Königsberg. Zuverläſſig wird berichtet: Mehrere
Dampfer der Woermann Linie von je 8000 Tonnen Raum-
gehalt, die bisher im hieſigen Hafen lagen, ſind geſtern ausge

laufen, um Lebensmittel für Deutſchland abzu
holen. Die Dampfer begeben ſich zuerſt nach England, wo
ſie weitere Weiſung erhalten ſollen.

Waſhington. Die Ausfuhrbeſchränkungen für Gerſte, Mais,
Roggen, Haſer, Bohnen, Erbſen, Braugerſte, Viehfutter, Baum-
wolle und Oel ſind aufgehoben. Jn der Verſorgung für Hol-
land, Dänemark und Schweden wurde beſchloſſen, 490 000 To.
Gerſte über die bereits vereinbarten Rationen hinaus zur
Verfügung zu ſtellen.

Axt Völlerhund.

Fepſ Die Konferenz der alliierten Vereini-
gung r den Völkerbund hat ein gemeinſames

Projekt ausgearbeitet, das den einzelnen Regierungen
überreicht worden iſt. Der Entwurf verlangt die Bildung
einer Geſellſchaft freier Völker, 1. um alle Strei
tigkeiten zwiſchen den Mitgliedern friedlich zu regeln, 2. um
kriegeriſche Verſuche irgend welcher Staaten zu verhindern,
3. um einen internationalen Gerichtshof einzu-
ſetzen, der die Ausführung der Beſchlüſſe der Geſellſchaft durch
Beſtrafungen aller Art, wenn nötig durch militäriſche Maß
nahmen im Nichtbeachtungefalle garantiert, 4. um einen
repräſentativen internationalen Rat einzuſetzen,
der das Völkerrecht weiter entwickeln und Angelegenheiten
von allgemeinem Jntereſſe erledigen ſoll. Die Funktionen
dieſes internationalen Rates werden in einem Zuſatz näher
beſtimmt. Er ſoll über die Freiheit der Nationen und die
Aufrechterhaltung der internationalen Ordnung wachen, er
ſoll eine Art Vormundſchaft über die noch nicht genügend zivi-
liſerten Länder ausüben und einen ſtändigen Verſöh-
nungsausſchuß bilden, der die Rolle eines Unter
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Jn Bremen waren bisher die für den Arbeiter und
Soldatenrat gewählten Mehrheitsſozialiſten von den
Tagungen ausgeſchloſſen. Unter dem Drucke der gegen
wörtigen Verhältniſſe wurden ſie von Henke zu einer außer
ordentlichen Sitzung eingeladen. Henke wies darauf hin,
daß neben dem allgemeinen Srnuſte der Lage beſonders der
Leitartikel des „Hamburger Echo“ über: „Wollen wir vom
Mälitarismus die Revolutioi abwürgen laſſen?“ den Un
abhängigen die Veranlaſſung gegeben hätte, eine Ver-
ſtändigung mit der Mehrheit zu ſuchen. Ander Hand dieſes Artilels formulierte Henke in längeren Aus-
führungen die BVaſis, auf der eine Einigung der Ar-
beiterbewegung vor ſich gehen müßte. Die Ge-
noſſen der Mehrheit erklärten, zu einer Zuſammenarbeit
bereit zu ſein, um weiteres Unglück und Blutvergießen zu
vermeiden. Wenn die Arbeiter die Waffen agn das
9. Armeekorps abgeben, dann wollen ſie alle gemeinſam
fordern, daß Gorſtenbkerg mit ſeiner Diviſtion verſchwindet.
Jn dieſem Sinne wurde von den Mehrheits-
genoſſen ein Telegramm an Noske geſchickt.
Eine eingeſetzte Kommiſſion der Parteien unterbreitete dem
Arbeiter und Soldatenrate einen Antrag, daß die Waffen
der Arbeiter dem 9. Armeekorrs übergeben werden ſollen
und daß jede Partei drei Vertreter in eine Deputation zu
ſenden hat, die die Abnahme der Waffen überwacht. Die
Waffen ſollen in Vremen bleiben. Mit 136 gegen 30 Stim
men machte der Arbeiter und Soldatenrat dieſen An'rag
zu dem ſeinigen. Bei den Verhandlungen mit der Diviſion
Gerſtenberg iſt auch eine Vertretung der Mehrheitsſozialiſten
zugegen geweſen.

Oas Hamburger Echo, unſer Hamburger Parteiblatt, ſchreibt
zu der Einigung:

Wie uns außerdem noch aus Bremen berichtet wird, ma
chen die bürgerlichen Abendblätter bereits angeſtrengte Ver-

che, dieſe aufſehenerregende Einigungsaklion der Arbeiter
Haft zu vekdächtigen. Auch das müſſen wir natürlich mit in
den Kauf nehmen. Es wird die Arbeiterſchaft aber erſt recht
anſpornen, die gefaßten Bruderhände nicht mehr zu löſen, um
ſie feindlich gerenrinander zu ballen. Wir unſerſeits ſtellen mit
innerer Genugtuung feſt, das rechte Wort zur rechten Zeit hin
ringeworfen zu haben Wir haben unſere proleta-
riſche Pflicht erfüllt, nicht mehr, nicht weni-
ger, wir haben getan, was die Not der Stunde und unſere
flefe Nederzeugung gebot und wir haben nie anders ge
hon
Uleber die weitere Entwickelung der Dinge in Bremen
wird nach falgendes berichtet Jn einer heute ſtattgefundenen

c =jü—=Vermeidung von Blutvergiepen in Bremen?

ift
ſuchungsrichters hat. Der Rat ſoll ferzer Streitigkeiten
ſchlichten oder ſie dem Schiedsgericht oder dem internatio
nalen Gerichtshof überwriſen. Jm Falle der Gehorſamsver-
weigerung ſchlägt der Ausſchuß dem Repräſentativrate Maß
nahmen vor, die im Fall einer Aggreſſion oder Verletzung
oblitaoriſch ſind. Endlich ſoll die Geſellſchaft der Nationen
die Rüſtungen überwachen und jenach den Be
dürfniſſen beſchränken, ſowie die Geheimver-
träge unterſagen. Jn die Geſellſchaft ſoll jede Nation
aufgenommen werden, die die nötigen Garantien für die
loyale Beachtung ihrer Vorſchriften gibt.

Jer Volſchewismus in Gugland.

Hollandſch Nieuwsbureau meldet aus New York, daß
Belfaſt nach den Meldungen amerjkaniſcher Blätfer voll
ſtändig in den Händen der Arbeiter ſei. DieArbeiterführer verwalten vom Handwerkerxhaufe aus die
Stadt. Hier befinden ſich nicht mehr die früheren bürger-
lichen Stadtbehörden. Die Arbeiter haben ſich jeder Kon
trolle völlig entzogen und ſtehen unter der Leitung von
Fabrikräten. Der Vertreter des „Daily Chronicle“ in
Philadelphia hatte ein Jnterview mit Profeſſor Dr. Struve.
Diefer ſagte, daß England für den Bolſchewismus
reifer ſei als Deutſchland. Jnfolgedeſſen verlangt die
amerikaniſche Preſſe energiſche Schutzmaßnahmen gegen das
eventuelle Uebergreifen des Volſchewismus auf Amerika.

Jn Glasgow iſt es ebenfalls zu Streiks gekommen.
Es fanden Kämpfe zwiſchen Streikenden und Poliziſten ſtatt.
Die Stadt iſt recht unruhig.

Die igung der Maſſe ine des Londoner
Diſtrikts beſchloß auf einer geſtern abend abgehaltenen Ver
ſammlung, die Arbeit am 6. Febrnar und nicht
wieder aufzunehmen, bevor die vierzigſtündige Arbeitswoche
bewilligt iſt.

London. Die engliſche Preſſe diskutiert die Streikepi-
de mie, welche gegenwärtig in England graſſiert Alle konſerva-
tiven Blätter behaupten, daß eine gewaltige Bewegung des Bolſche-
wismus durch England gehe.

Sitzung der Bremer Volksbeauftragten wurde beſchloſſen,
nach Berlin einen Einigungsvorſchlag zu richten. Die Ar
beiterſchaft iſt bereit, die u an das Oldenburger Kom
mando oder an das 9. Armeekorps abhzuliefern, nicht aber an
die Diviſion Gerſtenberg. Zur Frage der Einſetzung einer
neuen Regierung erklären ſich h n dazu
bereit, ihre Macht in die Hände einer neuen Regierung zu
legen, die aus den drei ſozialiſtiſchen Varteien zuſammen-
geſetzt ſein ſoll unter Ausſchluß der bürge ichen Dieſe pro-
viſoriſche Regierung werde bis zur Vollziehung der Wahl zur
Bremer Volksvertretung am Ruder bleiben.

Die Kommuniſten haben Verſammlungen abgehalten,
die allerdings recht ſchwach beſucht waren, und haben gegen
die Entwaſfnung des Proletariats proteſtiert. Sie wollen nach
bewährtem Muſter unbedingt Blutfließen ſehen.

Vom Bremer Rat der Vor ksbeauftragten, dem Vollzugsrat,
ſowie den Vertretern der Hamburger und Bremerhavener Tryp
ven wird folgende Reſolution einſtimmig angenommen:

1. Rücktritt der jetzigen Bremer Regierung und Bildung einer
neuen Regierung. die paritätiſch zu ſammengeſetzt iſt unter Mit-
wirkung aller ſozialiſtiſchen Parteien nach dem Verhältnis der all
gemeinen Abſtimmung zur Wahl der A.- und S.-Räte.

2. Die bewaffneten Arbeiter erklären ſich bereit. die Waffen
ehzugeben an die einrückenden Hamburger und Bremerhavener
Truppen, die alsdann die Sicherung Bremens übernehmen und
den Sicherheitsdienſt organiſieren.

3. Die Diviſion Gerſtenberg verpflichtet ſich, in den jetzigen
Stellungen zu bleiben und den Einmarſch der Hamburger und
Bremerhavener Truppen nicht zu verhindern. Nach dem Einmarſch
der Truppen rückt die Diviſion Gerſtenberg ab.

Es ſteht danach zu erwarten, daß eine Einigung zwiſchen
Bremen und der Regierung erreicht wird. Vorausgeſetzt, daß
keine unvorhergeſehenen Zwiſchenſälle eintreten und die Kom-
e nicht krotzalledem die Einigungaktion über den Haufen
werfen.

Nach anderen aber noch nicht beſtätigten Meldungen ſoll es
bereits geſtern zu Kämpfen gekommen fein.

Nach einem Bericht des Lokalanz. hat die Reichsregierung
nach Verhandlungen mit den Abgeſandten von Bremen folgenden
Beſchluß gefaßt:

„Der Bremer Rat der Volksbeauftragten tritt ſofort zurück.
Es wird im Laufe des Monteg eine neue Bremer Resie-
rung gebildet auf Grund des Stimmenvernj äitniſſes der Ra
tionalratswahlen. Ablieferung der Waffen hat ſofort
nach Zuſammentritt der wenen Regierung zu erfolgen. Die
ſelben ſind an die Diviſion Serſtenderg ahzuliefern.
Sind dieſe Bedingungen einwandſrei erf r vie Diniſtrn
werſtenberg Bromen nicht bejetzen.

Unterwegs.

Acbelt und Mehrheitsb“ n in der
Rakibnaverſammiung.

Die beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen haben in der
Nationalverſammlung 188 Abgeordnete oder, in Prozenten aus
gedrückt, 44,5 Proz. Ohne Zweifel wäre eine ſozialdemo-
kratiſche Mehrheit zuſtande gekommen, wenn die So
zial demokratie als einige, geſchloſſene Par-
te i in den Wahlkampf eingetreten wäre. Daß es leider nicht

geſchehen, iſt nicht Schuld der Sogzialdemokratiſchen Partei,
ſondern der Unabhängigen, die die Spaltung durch ihre
Verleugnung der Demokratie herbeiführten, indem ſie ſich wei-
gerten, Diſziplin zu üben und ſich den Beſchlüſſen der Mehrheit
zu fügen. Sie haben auch während des Wahlkampfes durch
eine erbitterte und erbitternde feindſelige Propaganda gegen
die Mehrheitspartei und durch oft genug rüde Beſchimpfung
ihrer Vertreter den Gegnern der Sozialdemol tie Waſſer auf
die Mühlen geliefert. Man muß freilich zug ven, daß ſie gar
nicht anders können, denn ſeit ver frivol heraufbeſchworenen
Parteiſprengung haben ſie nur von dem Gegenſatz zur Mehr-
heitspartei gelebt.

Darum bleibt es vorläufig auch noch eine offene Frage,
ob die Unabhängigen in der Nationalverſammlung ſich von
ihrer bisher im Reichstage geübten Selbſtmordpolitik abwenden
und wieder vernünftigen Erwägungen zugänglich ſein werden.
Davon wird die Möglichkeit eines Zuſammenarbeitens der
Mehrheitspartri mit ihnen abhängen, die um ſo mehr erwünſchi

forderlichen nichtſozialiſtiſchen Abgeordneten ſich verringern
würde. Das kann von ſehr weſentlicher Bedeutung ſein. Die
Sozialdemokraten werden als gute Demokraten das Recht der
Mehrheit anerkennen müſſen; ſie werden ſich aber mit dieſer
Mehrheit nicht einfach abzufinden haben, ſondern ſelbſt auf die
Mehrheitsbildung den nachhaltigſten Einfluß ausüben müſſen.

Gegen die Sozialdemokratie wird in der Nationalver-
ſammlung eine Mehrheit nicht gebildet werden können. Dazu
iſt ſie, ſelbſt wenn nur die 164 Abgeordneten der Mehrheits-
partei dabei in Betracht kämen, wenn die Unabhängigen ſich
wieder abſondern und eine gegenteilige Politik treiben wollen,
zu ſtark. Die Mehrheit muß alſo mit der Sozialdemo-
kratiſchen Partei gebildet werden, und dieſe wird das
feſte Rückgrat der Mehrheit ſein müſſen. Nach der
Revolution und ihren nicht mehr aufzuhebenden Wirkungen
wird die Mehrheit ſich nur auf dem Boden der Demo-
kratie zuſammenfinden können. Die Parteien der Rechten,
die zuſammen 145 Abgeordnete haben (88 das Zentrum, 34 die

Deutſch- nationale Volkspartei und Antiſemiten, und 23 der
rechte Flügel der Nationalliberalen), könnten zwar mit den 77
Abgeordneten der Deutſchen demokratiſchen Partei gerade eben
eine Mehrheit von 222 Stimmen zuſammenbringen. Aber die
bürgerlichen Demokraten müßten ja von allen guten Geiſtern
verlaſſen ſein, wenn ſie ſich einer Mehrheit einfügten, in der
dann Zentrum und Konſervative mit dem ſchwerinduſtriellen
Anhang der Nationalliberalen die entſcheidende Stellung haben
würden. Das haben die Fortſchrittler ſchon im verfloſſenen
Reichstag aus guten Gründen abgelchnt; wollte jetzt die Deutſche
demokratiſche Partei ein ſolches Experiment machen, dann
könnte ſie nur gleich ſamt ihrem neuen Programm und all ihren
Flugblättern ſich auf einen großen Scheiterhaufen werfen.

Die bürgerlichen Demokraten werden ſich, wohl oder übel,
zur konſequenten Demokratie bekennen und den durch
die Wahlen zum Ausdruck gebrochten Volkswillen reſpektieren
müſſen. Wir zweifeln auch nicht daran, daß ſie dazu bereit
ſind. Schon deshalb, weil es nicht anders geht. Deshalb
wird einer feſten Verankerung der politiſchen Demokratie durch
die neue Verfaſſung der deutſchen Volksrepublik nichts im Wege
ſtehen; ſie kann und wird durch ein Zuſammenarbeiten der So-
zia demokratie mit den bürgerlichen Demokraten erreicht wer
den können. Dieſe Mehrheit wird dabei ganz unabhängig von
den Parteien der Rechten ſein, weil dieſe nicht e wie noch
im letzten Reichstag das Zentrum, zur Mehrheitsbildung ge
braucht werden. Wollen die Unabhängigen auf die Geſtaltung
der Zukunft des deutſchen Volkes einen mitentſcheidenden Ein-
fluß ausüben, ſo werden ſie ſich der Mehrheit einordnen, dann
aber auch ihre bisherige Krakeeltaktit gegen die Mehrheit auf
geben müſſen. Sonſt wäre es ſchon deſſer, ſie blieben draußen
um der politiſchen Welt weiter das r r
bicten, ſie immer mit der Rechten an einem 2
ſehen.

Der politiſche Aufbau des neuen Deutſchlands auf
ſtreng dewokratiſcher Grundſage kann alſo nach dem Ausfell
der Vahlen zur Nationalverſanmlung als geſichert angeſehen

wäre, als damit die Zahl der für eine Mehrheitsbildung et
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Zerden. Schwieriger geſtaltet ſich ſich die Sachlage auf wirt
ſchaftspolitiſchem Gebiet. Jn den hier aktuell ge
word nen Fragen der Sozialiſierung der Produk-
tion ſind die bürgerlichen Demokraten ja haup' ſächlich die
Antipoden der Sozialdemokratie. Sie ſind meiſt ausgeſprochene
Anhänger der „ſreien Wirtſchaft“, das heißt der Erhaltung des

kapitaliſtiſchen Profitintercſſes als Regulators der Produktion
und des Waroenvertriebes, während die Sozialdemokratie den
Organiſationsgedanken auch für das Wirtſchaſts-
leben verkritt und die kapitaliſtiſche Ausbeutung
daraus verbannen will, damit den großen arbeitenden
Maſſen ein höheres Kulturdaſein ermöglicht werde.

Hier werden ſich die Geiſter ſcheiden. Vielleicht würde
das in ſchroffer Form geſchehen wenn es dabei ſich darum
handeln würde, eine einzige große Entſcheidung zu fällen, durch
einen grundſätzlichen Beſchluß die Frage zu erledigen. Darum
kann es ſich aber nicht handeln. Die Vergeſellſchaftung
der Produktionsmittel und damit die Ueberführung
der Produktion vom Boden des Kapitalismus auf den des So
zialismus wird nicht durch einen einzelnen Beſchluß herbege-
führt werden können; ſie wird nur das Endriſuſtat eines
wirtſchaftlichen Entwicklungsprozeſſes ſein,
an deren Beginn die Verſtaatlichung einer Reihe
von Jnduſtrien ſtehen wird, die ſchon kapitaliſtiſch zum
zum Monopol aurgerriſt ſind, gegen deren Ueberführung in den
Beſitz der Grſamtheit auch von nicht unmittelbar intereſſierter
bürgerlicher Seite kaum etwas eingewendet werden kann. Damm
aber dürfen wir uns auch einigermaßen darauf verlaſſen, daß
die Entwicklung der Dinge auf politiſchom wie auf wirt'chaft
lichom Cobiet ihre eigenen Konſequenzen haben wird. Iſt auf
ausſchlaggebenden Eeobieten, wie Bercbau, Rokciſeninduſtrie,
chemiſche Jnduſtrie, Elektrizitätsinduſtrie uſw., die Sozialiſie-
rung begonnen, ſo wird ſie auf anderen Gebieten nechfolgen
müſſen. Bis es ſoweit iſt, wird aber das demokratiſchſte aller
Wahreche im Verein mit emſiger ſozialdemokratiſcher
Aufklärungsarbeit, die durch den neuer politiſchen
und wirtſchaftlichen Anſchauungsunterricht
der Praxis unterſtützt worden wird, den Einfluß der Sozial
demokratie im neuen Reich noch weſentlich geſtärkt haben. Von
Wlahl zu Wahl wird das neue völlig unbe-
ſchränkte Wahlrecht unſere Anhängerſchar vermehren
und uns wohl ſehr beſd die Mehrheit bringen, zumal wenn der
greuliche Parteizwiſt endlich aus der Welt geſchafft wird und
die Unabhängigen wicder lernen, ſich als Demokraten zu fühlen,
die Diſziplin zu halten gewillt ſind und ſich dem Mehrhe'tswillen
unterordren. Ohne das geht es nun einmal nicht.

Iſt Preußen ein Rationgſſtant?
Der Kampf um die Zukunft Preußens tobt mit ungemilderter

Schärfe. Da erſcheint es angezeigt, einmal die Natur des preißi-
ſchen Staates genauer zu betrechten Jſt Preußen ein National-
ſtaat oder ein hiſtoriſches Zufalls- ebilde? Von der Beantwor'ung
dieſer Frage muß letzten Endes unſere Stellungnahme abhängen,
denn d'e Geſchſchte lehrt. daß nur Nationalſtaaten auf notür'icher
Erundlage, nicht hiſtoriſche Zufallsbildungen lebensfähig und
cxiſtenzberechtigt ſind.

Man könnte Preußen für einen Nationalſtaat erklären, weil
ſeine Bewohner überwiegend (von den volniſchen Gebie'steilen
abgeſehen) Deutſche ſind. Aber der Rationalſtaat der
Deutſchen iſt das Deutſche Reich, das mehr als andert-
halbmal ſoviel und nach dem Hinzutritt Deutſch- Oeſterreichs faſt
doppelt ſoviel Deutſche umfaßt als Preußen. Ein kleinerer
Nationakftuat innerhalb des größeren iſt aber überflüſſig
und ſinnlos.

Es bliebe die Frage encerer Stammesverwandtſchaft, wie ſie
etwa die Badenſer, Württemberger oder Sachſen innerhalb Deutſch
lands zuſammenhält. Eine ſolche iſt innerhalb Preußens nicht
gegeben. Der Ofſtrreuße ſteht dem Rheinländer viel ferner als
dieſer etwa dem Rheinpfälter oder Badenſer. Holſteiner und
veſſe liegen mindeſtens ſoweit auseinander wie Mecklenburger
und Sachſe. Es gibt keinen einzigen nationalpreußiſchen Cho-
rakterzug. der allen in Preußen wohnenden Stämmen gemelnſam
und eigentümlich wäre.

Preußen iſt in Wirklichkeit kein Nationalſtaat,
ſondern die durch Eroberung und Erbſchaft zuſammengebrachte
Hausmacht der Hohenzollerndynaſtie. Jn ſeiner Entſtehung
zhnelt es durchaus dem allen Oeſterreich, nur daß die Hohen-
jzollern national einbeitl'chere Gebie'e als Hausmacht zu'ammen-
brachten wie die Habsburger. Aber man darf nicht vergeſſen. daß
z B. auch das Preußen von 1806 ein zur Hälfte polniſcher Start
war. und roch bis jetzt grobe polniſche Gebietsteile in ſich be-

erbergt hat.
Schon ein Blick auf die äußere Geſtaltung Preußens zeigt die

w'lIkürliche und unorganiſche Entſtehung des Staates Von 1815

bis te ocs beſtand Preuden aus zwei völlig getrennen Geblets
hälften. Durch die Eroberungen von 1863 wurden dieſe zwar
verbunden, aber der neue Staat weiſt bis heute eine ganz lounen-
ha'te und wildgezackte Grenze auf. Kein natürlicher Grund kann
geltend gemacht werden, warum gerade die durch die preußiſche
Gren linie zuſammengehaltenen Geb etsteile Deutſchlands ein
einhei liches Steatsgebilde bilden müſſen.

Der einzige Sinn dieſes willkürlich zuſammengebrach“en
Staatenbanes war nur der, die Grundlage der bohenzollernſchen

litärmacht zu dilden. Mi deren Auſhörung hat der Start
ken ſeinen Sinn und Daſeinszweck verloren. Er ſteht der

inneren Geſtaltung tichlands auf natürlicher Grundlaçe im
Wese. und deswegen muß es eine vreubiſche Fraee geben. ſolange
der alte preußiſche Staat in ſeiner bisherigen Form fortbeſteht.

Ta0esgeſchichte.

Um den neuen Rütelongreß.
Die Vollverſammlung der Arbeiter- und Soldatenräte

GroßBerlins ſowie der kommunalen Arbeiter- und Sol
datenräte der Groß-Verliner Gemeinden hat in ihrer Frei-
tagensung mit 492 gegen 362 Stimmen (die Stimmenzahlen
ſind intereſſant inſofern, daß 850 Stimmen abgegeben wur-
den und 2000 Vertreter anweſend waren) ſich für den An-
trag Däumig entſchieden, der den Zentralrat der Arbeiter-
und Soldatenräte Deut'chlands auffordert, ſo ſchnell wie
möglich. mindeſtens aber im et des Februar einen all
gemeinen Köngreß der Arbeiter- und SoldatenräteDeutſch ands einzuberufen. Dieſer Kongreß ſoll zur National
verſammlung und zum Verfaſſungsgeſetz Stellung nehmen
und außerdem über das weitere Wirken und die ſtaats-
rechtliche Stellung der Arbeiter- und Soldatenräte
entſche den.

Dazu wird von xuſtändiger Seite erklärt: Es dürfte ab-
zu warten ſein, ob der Zentralrät, der den Mehrheitswillen
der Arbeiter- und Soldatenräte von ganz Deutſchland reprä-
ſentiert, ſich ohne weiteres dazu d wird, dem zu

Ergebnis einer örtlichen Berliner Ver-
ammlung Folge zu leiſten, zuma' nicht ohne weiteres feſt

des übrigen Deutſchäands zu dem Berliner Beſchluß ſtellen
wollen. Das Verliner Abſtimmungsergebnis hat ſchon darum
keine VRedeutung, weil die kommunalen Arbeiter und Sol
datenträte paritätiſch, nicht aber nach dem wirk-
lichen durch die Nationalwahl erwieſenen Verhältnis der
ar Meitsſctakiſten zu den Unabhängigen zuſammengeſetzt
ind.

Die „Gehröcke“ und die „Einigung“.
Der unabhängige Zeitzer Volksbote befaßt ſich auch mit der

Einigungsfrage. Noch dem er in echt „unabh ingiger“
Weiſe zu der Frage Stellung genommen hat, ſchreibt er:

Die Herren Abhängigen mögen nur erſt mal auf den kommen
den Kongreſſen der Jnternationale erſcheinen! Dann werden ſie
ſchon erfahren was das Weltproletariat ron den Herren Ebert,
Scheidemann und Konſorten hält, die ſich den Gehrock anzo-
gen, weil ihnen der Arbeiterrocknicht ſtandes gemäß“
mehr erſchien.

Eine e mit dieſen Gehröcken aber, mit wel-
chen ſich die abhängigen ſogenannten Arbeiterführer drapieren,
lehnen die ilaſſenbewusten Proletarier ab.

Alſo der Rock machts jetzt. Ja, ihr Herren, wie ſtehts denn
mit dem „Arbeiterrock“ der Herrn Haaſe, Herrn Dr. Breitſcheidt
und anderer der tragen die Führer der ilnabhängigen eine
andere Art „Geohröcke“. Der Ton der Verhetzung, mit dem auf
die A. beiter cingewirkt wird, kennt wahrſcheinlich keine Grenze
mehr und jctzt die Unalhängigen glück. ich ſo weit, daß ſie
mit demſ lben Mitteln gegen die Arberterführer arbeiten mit
denen cinſt der Reicheverband gearbeitet hat. Das ſpricht
für ſich ſelbſt und es wird die Zeit kommen, daß ſich die Arbrilcr
mit demſellen Ercl von den Unabhängigen abwenden, mit dem
acc von dem Reichslügenbund und ſeinen Reptilien abgewandt

en.
Und was ſoll der prächtige Satz, daß die Abhängigen erſt

mal auf den internationalen Kongreſſen erſcheinen nögen. Weiß
denn der Zeitzer Volkebote nicht, daß unſ e Vertreter ſchon in
Bern ſind und daß augenblicklich das Weltproletariat dabei iſt,
mit den „Gehröcken“ zu verhandeln.

Ein Ungbhängiger über die Politik der mabhängiger.

In der Zeitſchriſt Der Sozialiſt führt der frühere Re
dakteur der Freiheit, Dr S. Neſtriepke. folgendes aus:

Tie nnalhängice Partei trifft ſicherlich die Verant-
wortung. die Zeit zwiſchen dem 9. November und dem Wahl
tag ſchlecht genutzt zu halen. Der Mangel an
Entſchlaußkraft, klipp und klar mit der Spar-

jtakusgruppe zu brechen, die Unſicherheit ihrer

zuſtellen ſein wird, wie ſich die Ar“eiter- und Soldatenräte
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Stellungnahme kn tigen Fraten die törichteihrer Frurllen auf hen re e zum LAus-
ſcheiden aus der Regierung ſühren mußte, dazu ein ſtarkes
Verſagen in der Wahlacçitation, des ſeine Wurzel hatte in
den e Zuſtänden innerhalb derPartei, die wenigſten haben bei all dem wohl
großen Hoffnungen auf das Wahlergebnis hingegeben
Hätte ſich hald nach dem 9. November eine proletariſche Ein
he nt gebildet, wären die Auseinanderſchungen zwiſchen
den Richtungen, die tharen Konſlilte nicht geweſen, man
darf wohl ſagen, daß die Wahlen zur Rationalverſammlung
bereits miteinemglnzenden Siegeder Sozial
demokratie geendet hätten.

So urteilen einſichtige und ehrliche Unabhängige über
die ſchwankende Politik ihrer Partei. Das Volksblatt da
egen tut ſich alltäglich viel zugute auf den „konſequenten“
ozialismus und die zielklare Politik der Unabhängigenglaubt aber vielleicht ſelber nicht daran, denn die Tatſachen

reden eine andere Sprache und geben in allem Herrn
RNeſtriepke recht.

Das ſoziale Weltprogramm.
Der deutſche Entwurf für den ſozialen Welvertrag, der be-

reits r worden iſt, darf grundiätzlich auf eine
gute Aufnahme auch bei den Feinden rechnen. Be
reits im vorigen Dezember hat das ran zöſche Abgeordneten-
haus ſeinen Ausſchuß für Arbeiterfragen beauftragt, ihm ſo
chyell als möglich einen Bericht uber die internationale
rbeitergeſetzgebung vorzulegen, ecen Grundzüge in den

Fridensvertrag aufgenommen werden können. Jn der Preſſe
wurde darauf hin eſen, daß die Ausführung dieſes Auftrages
wegen ſeiner großen Tragweite für die Arbeiter des ganzen
Erdball längere Zrit beanſpruchen würde. Aber noch im vorigen
Monat hat L'Homme Libre (in ſeiner Nr. v. 5. Jan. 1919) der
Hoſſnung A. sdruck gegeben, daß es gelingen möge, en den

riodensverträgen auch einen ſozialen Fortſchritt für die ganze
enſchheit zu ſchaffen. Dabei weiſt das Blatt darauf hin, daß

ſchon vor gerave 100 Jahren Robert Owen den Souveränen
Europas auf dem Aachener Kongreß gle'chſalls eine irter
nationale ſoziul politiſche Regelung, näm'ich die einheitliche Be
ſchränkung der Arbei!szit, vorgeſchiaren habe und daß vor einem

alben Jahrhundert der franzöſiſche Nationalökononn Wolowsli
lehnliches angeregt hat mit den Worten, die heute noch be-

achtenewert ſind: „Es ſind ſchon ſovi le Verträge geſchloſſen
worden, um Menſchen zu töten, und man würde mit Dankbar-
keit ſolche begrüßen, die der Zweck verfolgen, die Menſchen leben
zu laſſen.

Von der Entente vergewaltigte deutſche Eozlallſten.
Der in einem Fort der Fgtung Straßburg gefangen

haltene ſozia demokratiſche Abgeordnete Böhle iſt auf die
wiederholten Proteſte der deutſchen Waffenſtillſtandskom-
miſſion hin jetzt von den Franzoſen freigelaſſen worden. Die
der vnablköngigen ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands
angehörenden Redakteure Merkel, Kretzer und Bellert ſind
von der Entente als Spartakiſten verhaftet worden. Nach
Angabe der Parteileitung gehören die drei verhafteten
Sozialdemokraten vicht dem Kommuniſtenbunde an. Die
deutſche Waffenſtillſtandskommiſſion in Spaa erhob ſofort
Proteſt und erſuchte die Entente um Freilaſſung der Verhaf-
teten.

Ferner ließ die deutſche Regierung an den Vorſitzenden
der interalliierten Waf,enſtillandskommiſſion eine Mittei-
lung des Vorſtondes der U. S. P. weitergeben, nach welcher
im beſetzten Gebiet die Zeitungen der U. S. P., die Freiheit
und die Leipziger Volkszeitung, verboten ſind. Die deutſche
Regierung erſuchte um bald möglichſte Aufklärung dieſes

Amerikanſſches Einwandererverkot.

Die Einwanderungskommiſſion des Repräſentantenhauſes
bat den Geſetz m wurf, der die Ein wanderung nach den
Vereinigten Staaten für die erſten vier Jahre
nach Fr'edencſchluß verbietet, befürwortet. Die Entente-
länder ſcheinen ſich vollkommen gegen den Zugang vom Aus-
lande. namentſich von Deutſchland abſchlifen u wollen. Eng-
land iſt mit einem Einwanderungsverbot für Deutſche vorange-
gongen. Wenn der amerikaniſche Entwurf auch ganz allgemein
die Einwanderung verbietet, ſo iſt doch anzunehmen. daß ſich da
Verbot in der Hauptſeoche gegen Mitteleuropa und beſonders
gegen Deutſchland rich'et. wo inſo'e der enormen wirtſchaft
lichen Erſchütterung Millionen von Menſchen keine Exiſtenz mehr
finden können und wo die Auswanderung eine Frage um Sein
oder Nichtſein für Unzäh'ige iſt. Dos deutſche Volk wird dadurch
un-weifelhaſt am härteſten getrofſen.
Schwierigkeiten auf der Friedenskon erenz der Allüerten.

Das Neue Wiener Journal meldet aus Paris: Jn Anbe-
tracht der Wichtigkeit der gegenwärtig von der Friedenskonfe-

Ne Geſchichte zweier 6tädte.

(5) Roman von Charles Dickens.
Welches von den violen Geſichtern, die ſich ihm zeigten, das

wahre Geſicht des Begrabenen ſei. verrieten die Schatten der
Racht nicht; aber ſie alle waren Geſichter eines Mannes ron fünf-
undvierzig Jahren und unterſchieden ſich hauptſächlich in den
Leidenſchaften die ſie ausdrückten, und in dem Grauenhaften ihres
abgelebten und elenden Aus ehens. Stolz, Verachtung. Heraus-
fjorderung. Trotz, Unterwürfigleit, Jammer folgten aufeinander;
ehenſo viele Abſtufungen von eingefallenen Wangen, leichenhafter
Farbe, abgezehrten Händen und Geſichtern. Aber im ganzen war
das Geſicht ein Geſicht. und jedes Haupt war vor der Zeit grau ge-
worden. Wohl hundertmal fragte der Paſſagier aus ſeinem Halb-
ſchlummer heraus dieſes Eeſpenſt „Wie lange begraben?“

Die Antwort war immer dieſelbe. Faſt achtzehn Jahre.“
„Sie hatten alle Hoffnung aufgegeben, ausgegraben zu

werden
„Lange, lange ſchon.“
„Sie wiſſen. daß Sie wieder auferſtanden ſind?“
„So höre ich fagen.“
„Jch hoffe Sie treten gern wieder ins Leben ein?“
„Das weiß ich nicht.“
„Soll ich ſie Jhnen zeigen
„Wollen Sie ſie ſehen
Die Antworten auf dieſe Fragen lauteten ver'ſchieden und

piderſprecherd. Manchmal lautete die Antwort mit gebrochener
Sti vwme: u Warten S Es könnte nein Tod ſein, wenn ich ſie zu
früh ſähe. Manchmal kam ſie mit einem Strom von rührenden
Tränen und Lautete dann „Bringen Sie mich zu ihr.“ Manchmal
wer ſie rrn weitgeöffneten Augen und verwirrken Bligten begleitet.
und bie Antwort lantete dann: „JIch kenne ſie nicht. weiß
nicht was Jhr von mir wollt.“

Nach d'eſer Unterhaltung im Traum fing der Paſſagier in
ſeinem Weiterträumen an zu graben und zu graben und zu graben

bald mit einem Spaten oder mit einem großen Schlüſſel. oder
mit den Händen um den Unglücklichen auszugraben. Wie er
endlich wieder. mit Erde um Geſicht und Haar, herausgeholt war,

t er en in Staub Dann fu Paſſagier ausd

lichkeit des Nebels und Regens auf ſeiner Backe zu fühlen.
Aber ſelbſt wenn ſeine wachen Augen den Nebel und Regen,

den ſich rorwärts bewegenden Streifen Licht von der Laterne und
die in Stößen zurückweichenden Hecken an der Straße ſahen, miſch-
ten ſich die Schatten der Nacht außerhalb der Kutſche in den Zug
der Schatten der Nacht innerhalb des Wagens. Das wirkliche
Banlhaus am Tempeltor. das wirkliche Geſchäft des geſtrigen Ta-
ges. die wirklichen Kaſſenränme. der wirkliche Bote, der ihm nach-

eſchickt worden und die wirkliche Votſchaft, die er zurückgeſchickthatte waren alle rorhanden. Aber mitten unter ihnen tauchte das
geſpenſtiſche Geſicht empor. und er mußte es wieder anreden.

„Wie lange begraben?“
„Faſt achtzehn Jahre
„Jch hoffe. Sie treten gern wieder ins Leben ein?“
Das weiß ich nicht.
Graben graben, graben, bis ihn cine ungeduldige Bewegung

von einem der Paſſagiere ermahnte, das Fenſter in die Höhe zu
ziehen, den Arm wieder feſt und ſicher in die lederne Schleife zu
legen und über die beiden ſchlummernden Geſtalten zu ſpeculieren,
bis ſeine Gedanken wieder von ihnen abkamen und ſich wieder un
mer lich der Vank und dem Grabe zuwendeten.Wie lange begraben?“

„Faſt achtzehn Jahre.“
de zie hatten alle Hoffnung aufgegeben, ausgegraben zu wer-

n7?“

r lange ſchon.“Die Worte klangen ihm immer noch im Ohre, als ob ſie eben
erſt geſprochen worden ſo deutlich als er jemals geſprochene
Worte hatte nachtlingen hören als der müde Paſſagier zum Be
wußtſein des T iees aufwachte und fand, daß die Schatten der
Nacht verſchwunden waren.

Er ließ das Fenſter herab und ſchaute hinaus auf die auf-
ehende Sonne. Vor ihm lag ein Abhang Ackerland mit einem
jflug darauf, noch auf derſelben Stelle, wo die Pferde geſtern

abend aucgeſpannt worden waren; darüber ein ſtilles Unterholz,
in dem noch riele Blät'er von brennendem Rot und goldenem
Gelb auf den Büſchen r Tier der Erdboden kalt und
feucht war. war doch der Himmel helter, und die Sonne ging hell,

ig und ſchön auf.euh

„Achtzehn Jahre'“ ſagte Paſſagier, die dere e l ä

Viertes Kapitel.
Die Vorbereitung.

Als die Poſtkutſche im Laufe des Vormittags allmählich nack
Dover gelangt war machte der Oberkellner des Hotels zum König
Georg“ den Kutſchenſchlag auf. wie es eine Gewohnheit war. Er
tat es mit einer gewiſſen Gr Pert, denn eine Reiſe in der
Poſtkutſche von London im Winter war eine Heldentat, wegen der
man einem kübnen Reiſenden gratulieren durfte.

Es war jetzt aber nur noch ein kühner Reiſender zum Gratu-
lieren übrig; denn die beiden andern waren an verſchiedenen Orten
unterwegs cusgeſtiegen. Das kellerartige Jnnere der Kutſche mit
dem feuchten und ſchmutzigen Stroh, dem unangenehmen Geruch
und der Finſternis ſah eher wie ein großer Hundeſtall aus. Mr.
Lorry. der Paſſagier. ſah eher wie ein großer Hund aus, als er,
mit einzelnen Strohhalmen behangen, das zottige Wickeltuch nach

und mit ſchlappem Hut und ſchmutzigen Stiefeln heraus-
eg.

„Geht morgen ein Paketſchiff nach Calais ab, Kellner?“
Ja, Sir wenn ſich das Wetter hält und der Wind leidlich

günſtig wird. Flut wird ziemlich ſcharf gegen zwei Uhr nachmit-
tags eirtreten, Sir. Ein Bett, Sir?“

„Jch gehe wicht vor nachts ſchlafen; aber ich will ein Schlaf-
zimmer und einen Barbier.“

„Und ein Frühſtück Sir? Ja, Sir. Hier herauf, Sir, wenn's
beliebt. Nummer zwei! Den Manielſack des Herrn und warmes
Waſſer nach Rummer zwei Zieht dem Herrn in Nummer zwei
die Stiefel aus. (Es hrennt dort ſchon ein gutes Steinkohlen-
feuer, Sir.) Ein Barbier für Nummer zwei. Rührt Euch, für
Nummer zwei!“

Da Nummer zwei immer für Poſtpaſſagiere beſtimmt war und
Poſtpaſſogiere immer vom Kopf bis zum Fuß dick eringewickel
waren, ſo hatte für die Jnwohner des „Königs Georg dieſes
Zimmer das merkwürdig Jntereſſante, daß, obgleich man nur eine
Art Menſchen hineingehen fah. alle verſchiedenen Arten von Men-
ſchen wieder heraustraten. Daher bielten ſich auch ein anderer
Kellner und zwei Portiers und verſchiedene Stubenwädchen und
die Wirtin aus Zufall an verſchiedenen Punkten des Weges zwi
ſchen Rummer zwei und dem Frühſtückezimmer auf. als ein Herr
von etwe ſechzig Jahren in einem ziemlich getragenen, aber ſehr
gut gehaltenen brarnen Anzug mit großen Aufſchlägen an den
Armen und großen Patter über den Taſchen zum Frühſtück wieder
aus Rummex zwei herauv am. (ortletuna iolat,
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leibt nach den neutralen Meidungen in
begriffenen Schwierigkeiten auf der Konferenz und der
Wichtigkeit der zu behandelnden Fragen vorläufig in Europa.

Die Verſorgung Deutſchlands mit Lebensmittelnarg 1 nen
Das Oberkommando der Alliierten hat in Spa der deutſche

Waffenſtillſtandslommiſſion eine Note überreicht, in der im Zu

ſammenhange mit der 9Deutſchlands verſchicdene Angaben finanzieller Art un
eine Aufſtellung der Vorräte aller Art verlangt wird, die für dieAusfuhr aus Jeutſchlard in Frage kommen. Hieraus iſt erſicht

lich, daß wir von unſeren bisherigen Feinden weder Rohſto fe
noch Lebensmittel gelieſert bekominen, wenn wir nicht entſpre

nde Gegenleiſtungen bieten können, und Gegenleiſtungen
können wir in unſerer gegenwärtigen Situation nur vurch Ar
beit ſchaffen. Darum iſt, wenn wir unſere Allgemeinlage ver
beſſern wollen, nichts ſo wichtig wie Arbeit.
Die „Deutſche Tageszeitung“ als nationaler Schädling.

Die politiſ Dreiſtigkeit des Reventlow-Organs die
Deutſchland im Krioge unermeßlich geſchädigt hat, hat durch die
Revolution keine Dämpſung erfahren. WIB. verbreitet fol
gende Meldung:

Berlin, 30. Jan. Morningpoſt ſchreibt zu den Ge
burtstagswünſchen der Deutſchen Tageszeitung für den Deut
ſchen Kaiſer: Wir haben wiederholt eingewandt, daß kein
Zeichen irgendeiner Aenderung in Deutſchland,
außer den Rahmen und der Form, zu ſehen iſt, und daß der
deutſche Geiſt ſich noch immer nach alledem ſehnt, was der Kai-
ſer repräſentiert. Jetzt wiſſen wir es ſicher: die Staatsmänner,
die ſich anſchicken, Deutſchland in den Völkerbund aufzunchmen,
werden gut tun, die Erklärung „wir halten den
Hohenzollern“ in Betracht zu zichen. Wenn Wilſon
noch eines Beweiſes bedarf, dann hat er ihn hier. Man laſſe
den Kaiſer c. ſeinen T Leuten zurückkehren, damit dort
das Urteil über ihn u wird. Nach der Art, wie d'eſe Auf
gabe durchgeführt wird, wird die Welt ein Urteil über das
wahre Deutſchland, mit dem in der Zukunft zu rechnen iſt, fäl-
len können. ir werden dann wiſſen, ob die Tageszeitung nur
im Namen der Nationalliberalen (1) oder im Namen eines
größeren Publikums ſpricht, das zur eit vorgibt, ſeine uner-
ſchütterliche Treue dem Kaiſer und Reich zu verbürgen.“

Hiorzu wird von i Stelle erklärt: Morningpoſt
ſollte wirklich wiſſen, daß die Deutſche Tageszeitung noch nie-
mals das Recht gehabt hat, irgendwelche Erklärungen oder
Kundgebungen im Namen des deutſchen Volkes zu veröfſent-
lichen. Die Tageszeitungiſtdas Organ
der berufsmäßigen Kriegshetzer und All-
deutſchen. Das deutſche Volk, das von jeher und ganz be
ſonders auch während des Krieges dieſen unbelehrbaren Chau-
viniſten ſeinen Widerwillen fühlbar machte, hat es nicht nötig,
ſich dagegen zu verwahren, da es den Privatvergnügun-
gen der Herren Reventlow und Streſemann kalt abweiſend
gegenüberſteht. Da aber die Morningpoſt gewiß Verſtändnis
für politiſche Freiheit und Preßfreiheit im beſonderen haben
wird, dürfte ſie zugeſtehen, daß es kaum ein Mittel gibt, die
Deutſche Tageszeitung zu hindern, mit der Times und anderen
Tingoblättern im politiſchen Unverſtändnis zu konkurrieren.
Spartakus verſchlingt auch die Unabhängigen in Gotha.

Die Magdeburgiſche Zeitung läßt ſich aus Gotha
melden: Der von den unabhängigen Sozialdemokraten in
die Nationaverſammlung gewählte frühere Reichstagsabge-
ordnete Bock, welcher ſeit der Revolution an der Spitze der
Landesregierung ſtand, iſt aus dem Rate der Volksbeguf-
tragten ausgeſchieden. Der Grund dürfte darin zu finden
ſein, daß er auf der vor einigen Tagen ſtattgehabten Landes-
konferenz der U. S. P. mit dem größten Teile der Dele-
gierten über die zu befolgende Taktik in Gegenſatz geriet.
Bock, welcher ſeit nunmehr 50 Jahren der ſozialdemokratiſchen
Bewegung angehört, erklärte, daß er die Taktik von Lieb-
knecht und Roſa Luxemburg nicht gebilligt habe, er prote-
ſtiere auch dagegen, da der ruſſiſche Terror bei uns organi-
ſiert werde. Weiter ſagte Bock nach dem unabhängigen
Gothaer Volksblatt: Selbſt Genoſſe Düvell, ein Spartaliſt,
ſchreikt in bezug auf die Sozialiſierung: „Um u ſozialiſieren,
müſſen die Arbeiter erſt alle geiſtigen Kräfte kennen lernen.“
Bock mißbilligte auch die bei einem Demonſtrationszuge vor-
gekommenen Angriffe auf bürgerliche Blätter. Dem Ver-
nehmen nach ſollen auch die beiden anderen Mitalieder des
Rates der Volksbeauftragten nur noch geringe Neigung ver-
ſpüren, ihr Amt weiter auszuüben. Namen von Kandidaten,
welche genannt werden, laſſen darauf ſchließen, daß dann die
kommuniſtiſche Richtung ans Ruder kommen dürſte.

sozialdemokratiſche Rehrheit im 6ächſiſchen Landtag.

Am Sonntag fanden in Sachſen die Wahlen zur
ſächſiſchen Volks kammer ſtatt. Es wurden gewählt:
42 Biehrheitsſfozialiſten, 17 unabh. Sozialiſten, 22 Deutſch
demokraten, 5 Mitglieder der Deutſchen Volkspartei, 14
d hwatſonake und 1 Mitglied der Chriſt!lichen Volks-
partei.

Sozialdemokratiſche Rehrheit in Einzellandtagen.
Jn Reuß ä. L. wurden 2 Mehrheitsſozialiſten, 7 Un

abhängige gegen 4 Demokraten und 2 Deutſchnationale, inRe u L. 13 Sozialdemokraten gegen 5 Demokraten und
5 Deutſchnationale gewählt.

Kurze Nachrichten.

Der Gothaer A. und S.-R. hat ein Altimatum an die
Regierung gerichtet, in der er fordert, innerhalb 24 Stunden die
Regierurgstruppen aus Thüringen zu entfernen und droht bei
Richterfüllung mit dem Generalſtreik.

Die Regierung teilt mit. daß ſie allen gewalttätigen Unter
nehmungen der Svartakiſten entſchieden entgegentreten wird
und zu dieſem Jwecke genügend Truppen zur Verfügung hat.

Die unter dem Weſt des Staatsſekretärs des Auswärtigen
Graf BrockdorffRantzau ſtehende Wohlfahrtsſtelle zum Bezuge und
zur Verteilung von Lebensmitteln, hält beute um 25 Uhr im
Auswärtigen Amte ihre konſtituierende Sitzung ab.

145 Mehrheitsſozialiſten ſind im Preußenparlament, nicht nur
144, wie wir in der letzten Zuſammenſtellung meldeten.

Heute Dienstag vormittags 10 Uhr iſt im Volkshauſe zu
Weimar die ſozialdemokratiſche Fraktion der Ratio-
nalverſammlung zu ihrer erſten Fraktionsſitzung zu-
ſammengetreten.
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BVern. Der Sitzung, welche die Delegierten zur Sozia-
liſtenkonerenz abhielten, wohnten über 50 Delegierte bei.
Unter den Neuangekemmenen beſinden ſich Hugo Haaſe,
Ramſay Macdonald (England), Troelſträ (Holland).
Branting erklärte, daß er von der deutſchen Delegation
eine Mitteilung betr. die Lage der deutſchen Kriegs-
gefangenen in r erhalten habe. Die Konfe-
renz wird ſich mit dieſer Denkſchrift, die lebhafte Klagen ent-
hält, zu beſchäftigen haben, aber erſt, wenn alle Delegierten
anweſend ſind. Huysmans unterbreitete der Konferenz
den Vorſchlag, eine Kommiſſion zu ernennen zur vor
läufigen Erörterung der zahlreichen Gebietsfragen,
die geſtellt wurden. Dieſer Vorſchlag wurde lange diskutiert
und ſchließlich in der Form angenommen, daß die bereits
vollſtändig anweſenden Delegaticnen die Mitglieder, die ſie
in dieſe Kommiſſion entſenden, ernennen, während die Mit-
glieder der fran öſiſchen, belgiſchen und engliſchen Delega-
tionen erſt bezeichnet werden ſollen, wenn alle Mitglieder
dieſer Delegationen angekommen ſind, Dieſe große Delega-
tion, der alle anweſenden Nationen angehören ſollen, ſolle
dann aus ihrem Schoße eine Redaktionskommiſſion wählen.
An der Diskuſſion beteiligten ſich Ellenbogen (Oeſter-
reich), Buchin ger (Ungarn), Branting (Schweden),
Troelſtra (Holland), Müller, Kautsky und Eis-
ner (Deutſchland), Grum bach (Franhreich), Nemec
(Böhmen), Macdonald (England) und Wiban (Hol-
land). Aus Tokio iſt ein Brief eingetroſffen, demzufolge
eine Pale gation der japaniſchen Sozialiſtenpartei unter-
wegs iſt.

Branting kündigte die Denkſchriftderdeutſchen
Mehrheitspartei an und bemerkte dazu, daß der Kon-
greß im Namen der Menſchlichkeit im Sinne der Dentkſchrift

u Frage der deutſchen r r w Stelung nehmen muß. Das werde ober erſt möglich, wenn die
Franzoſen da ſeien. Visher ſind 27 Territorialdiffe-
renzen angemeldet. Die unverbindlichen Veſprechungen
zwiſchen den Delegationen der Nationen hoben in der Kom
miſſion begonnen, welche die Territorialſragen prüfen, die
Prinzipien aufſtellen und die Formeln für die Anwendung
die Selbſtbeſtimmungsrechts ſuchen ſoll. Jn dieſer Kom-
miſſion ſind Molkenbuhr, Kautsky, Seitz und

n u

Eröffunngsſitzung der Konferenz.
Vern, 3. Febr. Der Jnternationale Sozialiſtenkongreß

wurde heute nachmittag unter zahlreicher Beteiligung er
öffnet. Erſchienen ſind 80 Delegierte aus 21 Lündern:
Dentſchland, lſaß-Lothringen, Deutſch-
Oeſterreich, Frankreich, England, Schweden, Dönemark,
Finnland, Böhmen, Rußland, Georgien, Griechenland,
Ungarn, Rumätien, Livland, Eſtland, Polen, Bulgarien uſw.
Grwartet werden noch die Vertreter von 17 Staaten, dar
unter Spanien, Serbien und Japan. Belgien und vie

Stagten verhalten ſich weiterhin ab
e h ne n d.

Henderſon ſchilderte in ſeiner Eröffnungsanſprache
die Schwierigkeiten, die einer internationalen Konferenz bei
Kriegsausbruch entgegenſtanden, und betonte, daß die jetzige
Konferenz auf die Kriegsverhandlungen einwirken werde
und den Jntereffen der Arbeiterſchaft dienen ſoll. Zur Ein
berufung hätten nur 14 Tage zur Verfügung geſtanden; die
Kritik müſſe darauf Rückſicht nehmen. u Vorſchlag von
Henderſon wurde Branting zum Präſidenten der
Konferenz gewählt, wöhrend guf Vorſchlag ren Huysmoans
der Holländer Vibant und der Argentinier Juſt zu Vize-
präſidenten gewählt wurden. Als Vertreter der Zentral-
mächte wurde der Deutſch-Oeſterreicher Sei tz und als Ver
treter der Entente Handerſon zu Vorſitzenden ernannt.

Branting nahm die Wahl zum Präſidenten an. Er ver-
breitete ſich ſodann über die politiſche Lage und über die
Aufgaben der Konſerenz.

Die deutſchen Delegierten in Bern haben der
Territerial- Kommiſſion Reſplutionen, u. g, eine ſolche
betreffend Rückweiſung franzöſiſcher imperialiftiſcher Abſichten
auf das Saargebiet, die Pfalz und dus linke
Rheinufer, ferner berrefſond die ſtuctliche
keit Elſaß-Lothringens, betreffend die lung
der deutſch- polniſchen Grenzfragen und betreffend
die Rückgabe der deutſchen Kolonien, unkerbreitet.
Die von allen Sozialiſten ſtets betonte Ablehnung gewalt-
ſamer Gebieteaneignung ſchließt, wie es laut „Vorwärts“
in der letztgedachten Reſolution heißt, die Rückgabe der
beſetzten deutſchen Kolonien als ſelbſtverſtändlichEllenbogen.

Die „Humanite“, das Zentralorgan der franzöſiſchen
Sozialiſten, tritt entſchieden für einen Rechtsfrieden ein und da-
für, daß den Deutſchen ihre Kolonien belaſſen würden.

Re Wiedereinſtellung der heimlehrenden

Angeſtellten

Mit dem 21. Januar iſt mit Genehmigung der Neichsregie-
rung eine Verordnung des Reichsamts für wirtſchaftliche Demo
bilmachung über die Einſtellung, Entlaſſung und Ent-
lohnung der Angeſtellten während der Zeit der wirt-
ſchaf! lichen Demobilmachung in Kraft getreten.

Danach ſind BVetriebsunternehmer und Bureguinhaber ein-
ſchließlich der Körperſchaften des öffentlichen Rechts verpflichtet,
alle Kricgsteilnehmer und reichsdeutſchen Zivilinternierten. die
bei Ausbruch des Krieges bei ihnen als Angeſtellte beſchäftiot
waren, wiedereinzuſtellen. Die Wiedereinſtellungspflicht erliſcht,
wenn die Angeſtellten ſich nicht binnen zweier Wochen nach dem
Jnkrafttreten dieſer Verordnung zur ſofortigen Wiederauſnahme
ihrer früheren Tätigkeit bei ihren ehemaligen Arbeitgebern mel-
den. Dieſe zweiwöchige Friſt beginnt für Kriegsteilnehmer. die
noch nicht aus dem Milikärdienſt entlaſſen ſind. erſt mit dem Tage
ihrer ordnungs- oder behelfsgemäßigen Entlaſſung. Desgleichen
für bereits entlaſſene Kriegsteilnehmer, die auf Grund freiwilliger
Meldung zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung oder des
Grenzſchutzes Verwendung finden. Eine Entlaſſung der wieder-
eingeſtellten Kriegsteilnehmer kann früheſtens zum Ablauf des
auf den Monat der Miedereinftellung folgenden dritten Kalender-
monats erfolgen. Eine Kündigung zu dieſem Zeitpunkt iſt in
jedem Falle zuläſſig.

Auberdem ſind die Arbeitgeber verpflichtet, die gegenwärtig
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bei ihnen Angeſtellten weiter zu beſchäftigen, ſoweit dieſe auf Er
werb angewieſen und nicht während des Krieges von einem an-
deren Orte zugezogen ſind es ſei denn, daß ſie eine ihrer Vorbil-

dung entſprechende Anſtellung an dieſem Orte ader in deſſen Un-
gebung nicht erlangen können. Dieſen Angeſtellten darf erſt zum
28. Februar 1919 gekündigt werden.

Falls einem Angeſtellten ſeit dem 1. November 1918 zum 31.
Dezember 1918 oder zu einem ſpäteren Zeitpunkt bis zum 28. Fe
bruar 1919 einſchließlich gekündigt worden iſt. iſt die Kündigung
unwirkſam. wenn ihre Vufhebung innerhalb zweier Wochen nach
dem Jnkrafttreten dieſer Verordnung von dem Angeſtellten bei dem
Arbeitgeber verlangt wird. Dieſes Recht ſteht ihm nicht zu. wenn
ſeine Weiterbeſchäftigung mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des
Botriebes abgelehnt werden darf., oder die Kündigung auf An-
ordnung der Demobilmachungsorgane oder im Einverſtändnis mit
dem zuſtändigen Angeſtelltenausſchuß erfolgt. Die Demobil-
machungsausſchüſſe ſind befugt. Unternehmer ſolcher Betriebe und
Jnhaber ſolcher Bureaus die erſt während des Kr'eges entſtan-
den oder weſentlich vergrößert worden ſind, zur Einſtellung einer
beſtimmen Mindeſtzahl von Kriegsteilnehmern als Angeſtellten
zu verpflichten, vorausgeſetzt, daß die Durchführung dieſer Ver
vpflichtung dem Arbeſtgeber möglich iſt. Die Eingeſtellten ſind zur
Leiſtung aller Dienſte verrflichtet, die ihnen billigerweiſe zuge-
mutet werden können und erhalten angemeſſene Vergütung. Be-
triebsunternehmer und Bureguinhaber, die ſich dieſer Verpflich-
tung in ſchuldhafter Weiſe entziehen können für jeden einzelnen
Fall mit einer Buße bis zu 10 000 Mk. belegt werden.

Bei Sereitigkeiten über die Verpflichtung zur Wiedereinſtel
lung oder Weiterheſchäftigung don Angeſtellten iſt der in der Ver-
ordnung vom 23. Dezember 1918 über Tarifverträge. Arbeiter- und
Angeſtelltenansſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten
vorgeſebene Schlichtungsansſchuß zuſtändig. Falls eine der Par-
teien ſich dem Schiedsſpruch nicht unterwirft, kann der Demobil-
machungskommiſſar ihn für verbindlich erklären. Die Vorſchriften
über die Herbeiführung eines Schiedsſyruchs falls ein ſolcher
nicht zuſtende gekommen iſt) durch den Demobilmachungskommiſ-
ſar und über die Rechtsverbindlichkeitserklärung von Tarifver-
trögen ſind entſprechend der die Einſtellung Entlaſſung und Ent-
lohnung der Arbeiter regelnden Verordnungen vom 4. Ja-
nuar 1919.

r I

Aus dem Relſhe.

Leipzig. Aus den Krankmeldungen bei der Leioziger Orts-
krankenkaſſe iſt erſichtlich, daß d'e Gripre-Er krankungen
wieder ſtark im Zu nehmen begriffen ſind. Aerztlicherſeits ſt
außerdem beobachtet, daß die Krankheit in den in der letzten Zeit
behandelten Fällen einen viel hösartigeren Charakter zeigt als

Dresden. Eine ſiebente Elbbrücke.mehreren Jahren geplante ſiebente Elbbrücke ſoll
Die bereits vorin nächſter Jeit l

er and tagte Ende

in ſich.

Wieskau. Drei Kinder bei einem Brande um
gekommen. Bei einem Feuer, das in der mit Stroh und an
deren Vorräten angefüllten Scheune des Schulzeſchen Grundſtücks
ausbrach und das in kurzer Zeit das Gebäude mit den darin be
findlichen Maſchinen vollſtändig einäſcherte, wurden drei Kinder
von einer einſtürzenden Giebelwand erſchlagen. Zwei wurden auf
der Stelle getötet, das dritte verſtarb einige Stunden ſpäter an
den erlittenen Verletzungen.

Stendal. Lebensmittelſchieber. Der Gaſtwirt und
Hausbeſitzer Auguſt Walter aus Magdeburg hat etwa 20 bis 30
Rinder heimlich geſchlachtet, Vieh angekauft und Fleiſch markenfret
abgegeben. Die Strafkammer verurteilte Walter zu 9 Monaten
Gefängnis und 2000 Mark Geldſtrafe, unter Anrechnung der er-
littenen Unterſuchungshaft. Eine Anzahl Mitangeklagte, die Bei-
hilfe geleiſtet hatten. wurden zu minderen Strafen verurteilt.

Parteingchrichten.

Kuutskys Aktionsprogrumm und die „Einigung“.
Kautstys Aktionsprogramm iſt nun neben dem Abdruck
in der Freiheit auch im Vorwärts abgedruckt worden. Faſt die

geſamte rechtsſozialiſtiſche Preſſe hat zu dem Entwurf Stellung
genommen und zwar im zuſtimmenden Sinne. Von unab-
hängiger Seite hat man ſich noch nicht dazu geäußert; es ſei
denn, man rechne die kurze Notiz der Leipziger Volksztg. Es
iſt ſchade, daß der Parteitag der Unabhängigen ver-
ſchoben wurde. Es wird intereſſant ſein, zu hören, wie er ſich
zu Kauts?ys Richitlinien ſtellen wird. Von unſerer Seite kann
geſagt werden, daß, wenn ein Boden für eine programmatiſ
Einigung geſucht wird, man hier von ihm ſicher nicht weit
entfernt wäre. Man könnte die Stellungnahme der Unab-

hängigen zu Kautskys Richtlinien gewiſſermaßen zu einem
Prüfſtein dafür machen, inwiefern es ihnen mit der Eini F
keit der Arbeiterklaſſe ernſt iſt. Dieſe Einigkeit
fordert nichts anderes als ein klares Bekenntniszuden
ſozialdemokratiſchen Grundſätzen, unter Ab-
lehnung aller bolſchewiſtiſchen Lehren, die von Putſchen, Terror,
Vergewaltigung der Mehrheit durch eine bewaffnete Minderheit
das Heil erwarten. Jedenfalls ſcheint Kautsky heute von uns
weniger weit entfernt als von einem großen Teil ſeiner jetzigen
Parteigenoſſen. Jnnerhab der Partei der Unabhängigen klaffen
die breiteſten grundſätzlichen Meinungsverſchiedenheiten und
man wird wohl erſt hier an das Einigen, oder auch an
das Auseinandereinigen gehen müſſen, beror man
weitere Probleme der Einigung praktiſch in die Hand nehmen

Gehetſſſifiſſges
Die Forderungen der eng

Die Generalverſammlung der Mitgliedſchaft Binnenſchiffer auf
Elbe, Oder und märkiſchen Waſſerſtraßen vom rans

Januar im Gewerkſchaftshaus in
Berlin. Die Verſammlung beſchäftigte ſich mit dem zwiſchen dem
Arbeitgebernerband und dem Deutſchen Transportarbeiterverband
am 12. Dezember 1918 vereinbarten Proviſorium über die Lohn-
und Arbeitsbedingungen für die Schiffsbeſatzungen der Gebiete
Elbe, Oder und gert aſſerſtraßen. Sie erklärte die Verein
barungen über die Nacht- und Sonntagsruhe, ſowie die Lohn-
erhöhung für einen anerkennenswerten Fortſchritt. Aber es müſſe
zum Ausdruck gebracht werden, daß die von den Arbeitgebern ge
währten Lohn und Arbeitsbedingungen der gegenwärtigen on e
rigen wirtſchaftlichen Lage der Arbeiter in der Binnenſchiffahrt
noch nicht gerecht würden. Gefordert wurde eine an Mann und
Schiff gebundene Nachtruhe von 8 Stunden, fallend in die Zeit
von abends 6 bis morgens 8 Uhr; desgleichen eine Sonntagsruhe
von mindeſtens 24 Stunden. Kann aus Dr. Grün-
den die Sonntagsruhe nicht eintreten, ſo iſt an rinem Werktag der
leichen Woche ein Ruhetag zu gewähren Mi s jeder dritte
uhetag muß aber ein Sonntag ſein. Als wurdeBootsleute ein Wochenlohn von 90 Mark als Minimum

Die Arbeiter in der urigen Lage des dentſchen Wir
en. Es müſſe aber beachtet
oſten von zwei Haushaltungen zu
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Leßte Nachrichten.

Auf dem Wege nach Veimar.
Berſin, 4. Februar. Geſtern morgen um 8 Uhr 30 Min.

ſind die h Anhalter Bahnpot zur Nalional
verſammlung nach r abgefahren. Die
Schutzt Abteilung Liebe, ſtellte auf dem Bahnhof einShrentTialllon Ebert hielt an das Bataillon fol
gende Anſprache:

„Kameraden! Jm Namen der Reichsregierung danke ich
euch für die aufopfernde Tätigkeit der letzten Wochen. Jch
hoffe, daß, während wir in Weimar ein Werk vollenden wol-
len, das zum en des ganzen deutſchen Volkes gereichen
wird, ihr fernerhin ſorgen werdet, daß Ruhe und Ord-
nung ün Berlin erhalten bleiben.“

Helfferich über die Röglichkeit einer deutſchen
Kriegsentſchädigung.

Einem Vertreter der „Deutſchen Allg. Ztg. gegenüber
äußerte ſich der frühere Vizekanzler Dr. Helfferich über die
Frage der Deutſchland aufzuerlegenden m 7 Dr.lfferich erklärte, er ſei ſeinerzeit als r
ſekretär darüber klar geweſen. mit der Dauer des Krieges
die Möglichkeit, von unſeren Gegnern eine Kriegsentſchädigung
zu verlangen, abnehme. Die Krieg skoſten ſind von Jahr
zu Jahr größer geworden. Sie werden ſich für Deutſch-
land, wenn man den zu kapitaliſierenden Betrag der Hin-
terbliebenenrente rn wohl kaum auf weniger als 200
Milliarden Mark belaufer, bei einem Volksvermögen
von wenig über 300 Milliarden Mark vor dem Kriege. Schon
darin, daß Deutſchland aus einem Gläubigerlande zu einem
Schuldnerlande geworden ſei, liege eine Verminderung des
deutſchen Volksvermögens, die nach Helffei ichs Anſicht mit 25
bis 30 Milliarden veranſchlagt werden müſſe. Dazu räme die
Minderung des Volksvermögens im Jnnern, die ſich auf unbe
ifferbare Millionen belaufe. Dr. fferich erklärte, dase ntſche Volk ſei heute einfach nicht imſtande eine

nennenswerte Entſchädigung zu zahlen, und
zwar weder in Kapital noch in den Zinſen.

die Bedingungen ſür Deutſchlands Tellnahme an der
Friedenskonſerenz.

Rotterdam, 3. Februar. Nach dem „Nieuwe Rotterd.
Courant“ meldet die „Central News aus Paris vom 2. Februar,
daß ein einflußreiches der Konferenz auf die Frage, unter
welchen Friedensbedingungen es den Deutſchen ge
ſtattet werden würde. mitzuberaten, antwortete. daß dies
in der Hauptſache die Fragen ſein würden, die auf die Art und Höhe
der Schädenvergütung Bezug haben. Man kann als be-

immt annehmen. daß die Konferenz auf jährliche Zahlungen be-
hen wird, die vor der Auszahlung der Zinſen der

t den1 Kriegsagnkeihen geleiſtet wer ein werden die Deutſchen in der Frage der gerichtlich
olgung derijentgen Perſonen. die der Verantwortlichkeit ſür den

Krieg und der Üebertretung der Geſetze der Menſchlichkeit beſchul
digt werden, gehört werden.

Ein Sieg Wilſons.
Nach Meldung aus Paris ſtimmten die engliſchen Dele-

gierten für den Wiſſonſchen Antrag, daß die direkten Kriegs
k ich t in die t ſch äd i sforderungene einer hWir bitten
unſere Leſer und Leſerinnen, ſich bei Einkäufen auf die An
zeigen in der Volksſtimme zu berufen.

rrreeeeeeeeeeeee—
velanntmachung.

Nach Mitteilung des Herrn Erſten Amtsanwalts ſind beſtraft
worden:

1. die Händlerin Auguſte Schulze geb. e h in Halle,
Kühler Brunnen 2. durch rechtskräftigen Strafbefehl des Amts
gerichts Halle vom 23 Auguſt 1918 wegen Vergehens gegen S 416
der W gegen vom 8. Mai 1918 pp. Preise erei und Nichtausfertigung von Schlußſcheinen, eine Geld-
trafe von 350 M., hilfsweiſe für je fünf Mark 1 Tag rei

2. der Handelsmann Otto Förderer in Halle, Königſtr. 5,
durch rechtsträftigen Strafbefehl des Amtsgerichts hier vom
5. September 1918 wegen Schleichhandels mit 1 Monat Gefängnis
und 100 M. Geldſtrafe, ſowie wegen Höchſtpreisüberſchreitung für
Frühäpfel und Frühbirnen, Unterlaſſung der Anbringung vonPreistafeln und Ausſtellung eines Schlufſcheines mit einer Geld

trafe von 300 und 50 und 50 400 M. oder 1 Tag Geföngnis
ür je 5 Mark;

3. der Geſchäftsführer Auguſt Horn aus Halle, Gr. Ulrich
ſtraße 27, durch rechtslräftigen ſeehhheh des Amtsgerichts hier
vom 9. November 1918 wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe für
Mehl mit einer Geldſtrafe von 500 M. oder 1 Tag Gefängnis für
je 10 Mark;

4. der Handelsmann Reinhold Herrling aus Halle, durch
rechtskräſtigen Strafbefehl des Amtsgerichts hier vom 19. Oktober
1918 wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe für Johannisbeeren,
Kirſchen, Gänſe mit einer Geldſtrafe von 400 M. oder 40 Tage
Gefängnis und Einziehung von 251 Mark;

5. die Obſthändlerin Hedwig Schneider geb. Hirſch aus Halle,
Ranniſcheſtr. 12 durch rechtskräftigen Strafbefehl des Amts-
gerichts hier vom 16 September 1918 wegen Ueberſchreitung der
Höchſtpreiſe für Aepfel und Birnen, Unterlaſſung des Auſſtellens
eines Preisverzeichniſſes, Bei'eiteſchaffung beſchlagnahmter Aepfel
unb Birnen II. Sorte, mit einer Geldſtrafe von 10 und 425 und
100 535 M. oder 1 Tag Gefängnis für je 5 Mark;

6. die Lebensmittelhändler:n Anna Sennewald geb. Stahl
in Halle, Möerſeburger Straße 35, durch rechtskräftigen Straf-
befehl des Amtsgerichts hier vom 9. Oktober 1918 wegen Ueber-
ſchreitung der Höchſtpreiſe und Verſtoß gegen die Schlußſchein-
vorſchriften mit einer Geldſtrafe von 100 und 50 und 50 und 50 und

4 44 r e
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50 300 M. oder ein Tag Gefängnis für je 6 M.; ſowie Ein
iehung des übermäßigen Fewinnes von mindeſtens 10 M. und

es Erlöſes von 8,25 M. aus dem beſchlagnah ren Obſt und
Bekanntmachung der Beſtrafung in den Halliſchen Rachri h
wie durch zweiwöchentlichen Anſchlag im Geſchäftsraume des Be
ſchuldigten:9 e Kaufmann Friedrich Günther in Halle Mansfelder
Stroße 66, durch rechtsträftigen Strafbefehl des Amtsgerichts hier
vom 12. September wegen Handelns mit Lebensmitteln ohne
Erlaubnis und übermäßiger Preisſteigerung vor Gegerſtänden
des täglichen Bedarfs (Kettenhandel) init einer Geldtrafe von
150 M. oder Tag Gefängnis für je 5 Mark8. die Lebensmittelhändierin Auguſte Schmidt geb. Merrttzel

in Halle, Ludwig-Wucherer- Straße 74. du? h rechtalraftigen Straf-
befehl des Amtsgerichts hier von 16. r d 1918, wegen
Uek?rſchreitung der Höäcbſtpre'ie zur Aepfel und Birnen, Unterlaſſung der Aufſteilung eines Perizverz-cichaſjes, Beiſeiteſchaffung
be ta nahmter 'pſri und Vir ren Serte, u errer Geld-
trafe von 210 und 10 und 40 250 M. oder 1 Tag Gefängnis
ür je 5 Mark;9. der Schlöchtermeiſter Ernſt Halke in Halle, Gr. Ulrich
ſtraße 62, durch r rteil der I. Strafkammer des
Landgerichts hier vom 14. Mai 1918 wegen Preiswuchers mit
einer Geldſtrafe von 300 M. oder 1 Tag Gefängnis für je 10 M.;

10. der Kaufmann Franz Baumgärtel aus 4 Leſſing
ſtraße 24, durch rechtskräftiges Urteil des Landgerichts hier vom
14. Mai 1918 wegen Preiswuchers für Sardellen zu einer Geld-
ſtrafe von zehntauſend Mark oder 1 Tag n nis für 10 M.;

11. der Fleiſcher Richard Ufer aus Halle, Peſtalozziſtr. 5,
durch rechtskräftigen Strafbefehl des Amtsgerichts Halle vom
21. Oktober 1918 wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe für
Pferdefleiſch mit einer Geldſtrafe von 250 Mark.

Halle, den 29. Januar 1919.
Der Arbeiter- und Soldatenrat.

K. Reiwand.
Yekanntmachung.

Die Firma Graeb K Söhne beabſichtigt, ihr Grundſtück in
Trotha mit einem Anſchlußgleis zu verſehen. e

Der Plan liegt von Mittwoch, den 5. Februar bis Dienstag,
den 18. Februar 1919, während der Denſtſtunden (8 Uhr vormit-
tags bis 3 Uhr nachmittags) im Polizeiverwaltungsgebäude. Drey
hauptſtr. 4, Zimmer 97. zu jedermanns Einſicht aus.

Während dieſer Zeit kann jeder Beteiligte im Umfange ſeines
Jntereſſes Einwendungen gegen den Plan entweder bei der Poli-
zeiverwaltung ſchriftlich oder bei der genannten Dienſtſtelle zu Pro
tokoll erheben.

Halle, den 1. Februar 1919.
Für den Arbeiter- und Soldatenrat:

K. Reiwand.
vekanntmachung.

Es wird darauf hingewieſen, daß in der Provinz Sachſen die
Bucheckernabnahmeſtellen am 28. Februar geſchloſſen werden.

Alle noch ablieferbaren Bucheckern müſſen bis dahen den öf-
fentlichen Abnahmeſtellen zugeführt ſein.

Halle, den 4. Februar 1919.
Die Kregswirtſchaftsſtelle für den Stadtkreis Halle.

Die Polizeiverwalung.

Die Polizeiverwaltung.

d d d

Anf. 7, Ende 10 Uhr:
tie Wweisse Dame.

Kom, Oper von Bolldieu.
Donnerstag

Maria Stuart

00.
Donnerstag, d. 6. 191abends 8 J s

Gesollsehaſts-
Konzert

Stadttheater-Ovcheſter.
Einnitispreis

für Nichtabonnenten 1 M.
Abonnenten für den Zoo und

Witekind frei. 2172

Sozialdemokratiſcher Verein für Halle und den Saalkreis. a

(Alte Partei.)
Distrikt Ammenckforft.

Donnerstag, den 6. Februar, abends 7 Uhr, im Gaſthof
„Zum Goldenen Adler“, Jnh. Landmann

Mitgliederversammiung.
Tagesordnung:

1. Stellungnahme zur Gemeindevertreterwahl.
Redner: Genoſſe Pikard.

2. Vereinsangelegenheiten.
Der Distriktsführer.

NB. Freunde und Ankänger der Partei ſind als Gäſte willkommen

kriegocefargene aus Buschard,

die gewandt und frei
T TVorträge

halten können, melden ſich mit kurzem Lebenslauf
und Angabe, wo bereits geſprochen unter Nr. 3171

an die Exped. d. Ztg.
Gute Verdienſtmöglichkeit.

Buchhandlung der Volksſtimme
Große Ulrichſtraße 27.

Wieder vorrätig

Geſetze und Verordnungen
der ſozialiſtiſchen Republik.

2170

Buchhandlung der Volksſtimme S hBuchhandlungderOolhsstimnme

Fernsprecher 5407 HAhBEE Gr. Ulrichstraße 27

Große Ulrichſtraße 37.
Wieder eingetroffen:

Die Entwickelung
des Sozialismus

von der Utopie zur Wiſſenſchaft
von Friedrich Engels.
S Preis: 60 Pfg.

Gruxdſätze u. Forderungen

der Sozialdemokratie.

G ää

Die OGleichhef

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltanden Gharakters

nummer

nende Romaone und ineressanie
Wöchenthch eine Nummer zum

Zeifschrilt zur Ver'echtimg der iner-
es en der s5che ſenden fFreu. Emzel-

in freien Stunden Wochenschrift, enſhalend span-
Eizählunqen fur ſede Arbeiterſamjie.

Ein Leitſaden durch die neu erlaſſenen wichtigſten Geſetzvorſchriften

und Verordnungen. Preis 1 M.
Die medizinische Fakultät der Universität Halle ver-

anstaltet während der Mona e Februar, März, April
foitbildungskurse für kriegsapprobierte Antte

in sämtlichen für den Arzt wichtigen Fächern.
Der Kursus beginnt am Donnerstag, den 6. Februar

1919 und schliesst am 16. April 1919.
Die Kurse finden statt in den Universitäts-Küniken und

Instituten. 2153Anmeldungen sind zu richten en das Zentralkomitee
fur das r ztliche Fortbildungswesen in Berlin N. N. G
F 2-4 und an den unterzeichneten Dekan der

akultät.
Geh. Med. Rat Prof. Dr Denker,

derzeit, Dekan.

Praxis wieder aufgenommaen.
Nach Rückkehr aus dem Felde

Erläut' rungen zum Erfurter Programm Pee von 20Karl Kaulsky SVruno Schönlant t Der WVahre Jacob e Dr. m u. Parin,

Preis 50 fg. er. t e 52, Tel. (onBuchhandlung der Volksſtimme Berliner lIlustrierte Zeitung gehen
Große Unrichſraße 27. Nhei G v 8 bj e S OrdentlicheArbeifer-Gesundheits. Bibliothek S t t aor;n freien Stunden Das h h h e e e ungs ragerinuen

Kommmniffiſche S Dokumente zum Welfkrieg
und Erzählungen. Manifeſt. 8 Beorbente! von Eduord Bermiein. SPreis 18 V S 1. J Verlag der „VolksſtimmeSaghiig Selteſtene. an vent un gun nar Reichholfiqe Roman Bibliothek rohe uligteete

L 2225 27. r r r der beiliebtesten Autoren 6 C
SGSoehluss e Für die Schneiderei: Wohnn ejuchtger Buchhandlung S Frouer artig Freitische Pewermegfe 224 nung gen r
Anzelgen- Annahme der Voinanimmo ſ. e 2272u e r

vormittags 10 Uhr. Große Ulrichſtraße 27.
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Der Reichsbauern- und Landarbeiterrat, den die Verbändes er Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Berlin ge

Fe e r t m ehende ſſge d e i ierung miteskr erlaſſene vorläufige Landar n aufgeſtellt. Jhre wichtigſten Beſtimmungen ſind: 2orpanng art

n land und forſtwirtſchaftlichen trieben, für die einzuſtee nicht beſteht. in enſtverträge t mehr als
halbjähriger Dauer ſchriftlich abzuſchließen, ſofern darin Bezüge,
die n allein in Geld ausgedrückt ſind, zu chert werden.

Die hricttt r t beträgt in vier Monaten durchſchnittlich acht, in vier Monaten rnns
unden. Dar-und in vier weiteren Monaten durchſchnittlich e

über hinaus Sie Ueberſtunden ſind beſonders zu ver-
güten. Die Ueberſtundenvergütung ſoll mindeſtens ein Zehntel des
ortsüblichen mit 50 Prozent v lag betragen. Jn die
Arbeitszeit ſind die Wege vom Hofe zur Arbeit und von der Arbeit
1 Hofe einzurechnen. Während des Sommerhalbjahres ſind käg-
ich mindeſtens zwei Stunden Ruhepauſe z gewähren.

Der Barlohn iſt in der Regel wöchentlich zu zahlen. Wo
Raturalien als ein Teil des Lohnes verausgabt werden, ſind
Waren von mittlerer Beſchaffenheit der Ernte zu liefern. Die
Lieferung ſoll in der Regel vierteljährlich erfolgen. J Wert iſt
nach dem amtlichen Erzeugerhöchſtpreis nach dem Marktp is
des nächſten Marktortes zu berechnen. ohnungen, Landnutzung
und andere Leiſtungen, die keinen Marktwert haben, ſollen, wenn

e als Teil der Entlohnung zugeſichert werden, in ihrem Geldwert
chriftlich feſtgeſetzt werden.

Lohneinhaltungen für Sicherung des Schadenerſatzes
bei widerrechtlicher Löſung des Vertrages dürfen das fünfzehnfache
ws ortoüblichen Tagelohnes nicht überſteigen und dürfen bei den
rinzelnen Lohnzahlungen nur bis zu einem Viertel des fälligen
Garlohnes in Abzug gebracht werden.

Jn Betrieben mit Arbeiterausſchuß iſt nach deſſen Anhören
eine Arbeitsordnung zu erlaſſen. Arbeiterinnen, die ein
Hanusweſen zu verſorgen haben, w. früh von der Arbeit zu ent
laſſen, daß ſie eine Stunde vor der Hauptmahlzeit in ihrer Häus-lichkeit eintreffen. An den Vortagen der Hauptfeſte ſind ſie von der

Arbeit entbunden
Die Wohnungen ſollen in ſittlicher und geſundheitlicher

Beziehung einwandfrei und für Verheiratete unter Berückſichtigung
der Kinderzahl und Geſchlechter ausreichend ſein. Wohnungen der
Ledigen ſollen heizbar und verſchließbar ſein.

Für die Löſung des Arbeitsvertrages gelten im
allgemeinen die Beſtimmungen der Gewerbeordnung. Dienſtver
pflichteten mit eigenem Hausſtand ſteht bei vorzeitiger unverſchul
deter Auflöſung des Dienſtvertrages für ſich und ihre Familie die
Benutzung der vom Arbeitgeber l Wohnung bis zu dreiWochen nach Vertragsende h ergütung zu. Jſt die vorzeitige

Wley u des Arbeitsverhältniſſes vom r verſchuldet, ſo kann er noch zwei Wochen lang die Wohnung gegen
Vergütung benutzen.

ei vorzeitiger Beendigung des Dienſtverhältniſſes ſollen
den Dienſtverpflichteten von den ihm vom Arbeitgeber gewährten
Lande die r te in einem ſeinen bisherigen Leiſtungen ent-
prechenden Anteil unter Zugrundelegung des Durchſchnittsertrages
er Fläche zuſtehen. Renten irgendwelcher Art, insbeſondere Kriegs-

beſchädigten und Hinterbliebenenrenten dürfen auf den Lohn nicht
angerechnet werden

n allen Streitfällen entſcheidet der Schlichtungsaus-
ſchuh, wodurch jedoch der ordentliche Rechts weg nicht
ausgeſchloſſen wird.

die neue ſächſiſche Landarbeitsordnung.
Die Dresdner Volkszeitung teilt mit, daß von der ſächſiſchen

Regierung die Aufſtellung einer Landarbeitsordnung in Ausſicht
genommen iſt. Die Beratungen ſind nahezu abgeſchloſſen. Die
Landarbeitsordnung fordert für Betriebe der Land und Forſt
wirtſchaft, für die Tarifverträge nicht beſtehen, den Abſchluß von
Dienſtverträgen. Die tägliche Arbeitszeit wird fe'tgeſetzt auf
acht, zehn und elf Stunden für je vier Monate im Jahr. Dar-
über hinaus geleiſtete Dienſte ſind als Ueberſtunden zu vergüten.
Jn die Arbeitszeit ſind die Wege von und nach der Arbeitsſtätte
einzurechnen. Der bare Lohn iſt wöchentlich zu geben, die Natu-
ralien in mittlerer Güte. Jn Streitfällen entſcheidet ein Schlich-
tungsausſchuß. Die Fütterung und Pflege der Tiere an Sonn
und Feſttagen iſt als Ueberarbe't zu vergüten, ſofern im Vertrag
nichts anderes angegeben iſt. Arbeiterinnen, die ein Hausweſen
verſorgen, ſind an den Tagen vor den Feſten von der Arbeit ent
bunden. Renten dürfen, insbeſondere bei Kriegsverletzten, nicht
auf den Lohn angerechnet werden. Wo jetzt ſchon günſtigere Ver
hältniſſe beſtehen, ſollen ſie durch die Neuordnung keine Beein-
trächtigung erfahren. Jn Betrieben mit mindeſtens zwanzig Ar
beitern iſt eine Arbeitsordnung vom Arbeiterrat aufzuſtellen.

Lokules und Prorinzlelles.

Halle, 4. Februar 1919.

Stadtverordneten Sitzung

am 3. Febenar 1919.
Die Haushaltspläne der Müller-Stiftung ſowie der RiebeckStiftung re S äß Magiſtrats- Antrag debattelos genehmigt.
Dem nächſten Punkt: „Aenderung des Theater Pachtvertrages“

liegt eine Petition des wirtſchaftlichen Verbandes vortragender

unten zu e niſterte MitglieVerpflichtung nur organiſierteVaige hege verſe

de lichten. 2. it nFerlen wer e gen fur e. ne Perſonal
lung der Doppelvorſtellu mit Ja 4. Mindoeſtr u. el i 2 Alg nes m erſten

ſnee im erſten Jahr 120 Sir e Jahr
r

iten Jahr 240 Mk. monatlich;Jahr 120 Mk., im a ermonatlich 300 Mk. (unter legung der bereitsFigifelnns, 5. Grhaltsau für das darſtellende SoloPer
onal, für Kapellmeiſter, et für T nizienten, Souffleure je nach der Gehälter 60 dis 10 S
ie Erhöhung in keinem Falle den Betrag von 200 Mark

e
wer 5 ſollen mit en vom K t v. J.
a Auf nicht von Teuerungsre als feſte und auch die Zutenſt gaten.Für itglieder, deren achtmonatl Ei z nach
den en vechs tauſend in t

n 8ſarri eger Künſtler. 7.
räge ei desneu zu den Rates

z77 der

wird die

Se Volksſtimme.
Holle, Dienstag, den 4. Februar 1919,

ergeben ſollten, ſchlichtet auf Mitgliedes oder der Direkt
tion, eine aus den Führern der Organiſation zu bildende Kommiſſion, in der Anrufer Sitz und Stimme ſaß Stv. Herzfeld als
Berichterſtatter des Theater und e lt- Ausſchuſſes befür-
wortet, folgenden r zuzuſtimmen: 1. HerrnTheaterdireltor Sachſe z ermächtigen, den vorbezeichneten Forde
rungen zu 3 bis 6 zu entſprechen und zwar für die Zeit vom I. Okt.
1918 bis 1. Mai 10919, dagegen der Orcheſtermitglieder
bis 37 Ablauf ihrer ganzjährigen Verträge, 2. die dadurch erfor
derlichen Mehrauſwendungen durch die Betriebseinnahmen der
Theaterſpielzeit 1018/10 und, ſoweit nicht ausreichend, durch den
ſog. Ueberſchuß der Stadt qus der Theater'pielzeit 1917/18 zu decken,
3. Herrn Theaterdirektor Sachſe für die gegenwärtige Spielzeit ein
Mindeſteinkommen von 15 000 Mark zu gewährleiſten. Gegen die
übrigen Punkte der Petition e Bedenken. Jm
Prinzip wäre der Forderung 2: Abſchluß gänzjähriger Verträge zue jedoch würde durch dieſe Forderung der mit dem Khea
erdirekter Sachſe gegen Pachtvertrag eine einſchneidende

Veränderung erfahren. Beſſer wöre es, die Neuregelung des Pacht
vertrages der neuzuwählenden Stadtverordnetenverſammlung zu
überlaſſen. Stv. Hennig führt aus, daß nach dem Vorſchlage
der Kommiſſionen doch nur das Mindeſte der berechtigten Forde
rungen erfüllt würde. Er beantragt, den Magiſtrat zu erſuchen,
die Vorarbeiten für Uebernahme des Stadttheaters in ſtädtiſche
r auszuführen und die Vorlage über den eigenen Betrieb
des Stadttbeaters der neuen StadtverordnetenVerſammlung vor-
zulegen. Stv. Borges iſt der Anſicht. daß die vorgeſchlagene Verab-
r dieſer Vorlage weder den Theaterdirektor. die Angeſtell
ten und die StadtverordnetenVerſammlung befriedigt. Tatſächlich

W Ah ZeZuſchriften an die Vedaktion
adreſſiere man:

Halle, Gr. Brauhausſtraße 17.
Alle geſchäftlichen Angelegenheiten, Zeitungsbeſtellungen,

Expeditionsangelegenheiten adreſſiere man an die

Expedition der „Volksſtimme“
Halle, Gr. Ulrichſtraße 27.

h

G der jetzige Zuſtand doch ſo, daß es zur Uebernahme in ſtädtiſche
Verwaltung nur ein kleiner Schritt ſei. Er beantragt, der Magi-
trat möge in die Prüfung der Frage eintreten, ob mit Ablauf der

ſrwtgett das Theater in ſtädtiſche Verwaltung zu
nehmen iſt.

Nachdem noch die Stadtverordneten Emmer und Man-
ſchewski kurz zur Sache geſprochen und Stv. Herzfeld dar-
auf hingewieſen, daß der jetzige J mit Dir. Sachſe erſt
am 1. Aug. 1920 abläuft, wird der Magiſtratsantrag angenommen.
Angenommen wurde auch der Antrag Borges, während der An-
trag Hennig abgelehnt wurde.

Einer Erhöhung der Bäderpreiſe und Leih-gebühren im Stadtbade ſowie Erhöhung der Verpfle-
gungsſätze in den chriſtlichen Herbergen wird debatte-
los zugeſtimmt. Der nun folgende Magiſtrats-Antrag. dem Ar
beiter-Rat für Halle den Betrag von 15 000 Mark zu
Laſten des Kriegsfonds zu zahlen und die bereits für November
und Dezember 1918 gezahlten 6242 Mk. vom Vorſchußkonto auf den
Kriegsfond zu übernehmen, wird nach Darlegung des Stv. Küſh me
und des Vorſitzenden an den Magiſtrat zwecks näherer Erläuterung
der Ausgabenſätze (Lohnausfall und Aufwands-Entſchädigung)
zurückverwieſen.

Die nun folgenden Punkte: Verwaltungs Ordnungen für
unſere ſtädtiſchen höheren Knabenſchulen, Lyzeum, Studienanſtalt
und Frauenſchule; Landaustauſch in Seeben und Beſchaffung von
Wäſchp und Bekleidungsſtücken für Alters- und Pflegeheim ſowie
Kinderheim (13 788 Mk.) finden debatteloſe Zuſtimmung.

Der Verband der Bureauangeſtellten, Ortsgruppe Halle peti-
tioniert um Aufbeſſerung der Gehälterfürdie Bu-
reau-Hilfsbeamten in ſtädtiſchen Bureaus um 30 bis 100
Prozent und um Gewährung einer einmaligen Entſchuldungszulage
von 150 bis 800 Mark, je nach Höhe des Gehaltes und der Tätig-
keitsdauer. Sto Küh e me als Berichterſtatter des Sozialen Aus-
ſchuſſes ſchlägt vor, den männlichen Hilfsarbeitern pro Tag 1 Mk.,
den weiblichen 0,50 Mk Zulage zubewilligen. Gleichzeitig regt er
an, den Hilfsbeamter im ſtädtiſchen Wahlbureau ſtatt des unzu
reichenden Grundgehaltes von 5 Mark ein ſolches von 7 Mk. zu ge
währen Stv. O erbur g weiſt darauf hin, daß die auch mit der
vorgeſchlagenen Erhshung erreichten Gehalter bei der jetzigen
teuren Zeit kaum das erreichen und empfiehlt
die Zuſtimmung zu den Sätzen der Petition. St. Hoffmann
tritt dem entaege7 und betrachtet die vorgeſchlagenen Sätze für
ausreichend. Stv. Balke bemaängelt, daß die Petition nicht durch
den Beamten- Ausſchuß gegangen iſt und befürwortet beſſere Ent
lohnung der Hilfsarbeiter. Stv. Kühme weiſt darauf hin, daß es
f r Mehrzahl um Rentenempfänger und junge Leute han-

elt, die bei ihren Eltern wohnen für die die vorgeſchlagenen Sätze
ausreichend ſeien. Jn der nun folgenden Abſtimmung wird die
r r ſowie einem Antrag Steinbrück Zummung erteilt, für Hilfsarbeiter ein Grundgehalt von 7 Mk.

ſu der Sitzung 64 Uhr.

Zur Stadtverordnetenwahl.

Bis 2. März müſſen die Neuwahlen zu den Gemeindeparlamenen ſtattfinden. Für dieſe Wahlen ſt die Wahlord

nung maßgebend, die für die Wahl zur preußiſchen Landesver
ſammlung Geltung hatte. Jnsbeſondere ſind bei dieſer ecſten

allgemeinen auch die Wählerliſten zuru Landesverſawwnlung anzuwenden. Wähler, die
t zum e r J wahlberechti ser erreiche en ihre Eintragung verlangen. Ese

re hts für
Männer und Frauen die Dreiklaſſen-ch auch in den Gemeinden, verſchwu iſt das Privileg

r er, beſei lokale Ungerechtigkeiten.Geome recht richtig
Parter

tattfinder.. ür enederZ i zur Sirert t u u5 r e n1 emeinde. e macht aus wirklichen

rer e re eJ 7
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3. Jahrgang.
warmes Leben; die Gemeindepolitik kann allerdings auch die
Wirkung haben, daß gute Staatsgeſetze leere Formeln bleiben.

ie wir wohnen können, welche Arbeits gelegenheit
die Zukunft bringt, wie für den geiſtigen Aufſtieg der
Jugend des Volkes Möglichteiten geſchaffen werden, das
hängt praktiſch von der gumenſegung des Stadtparlaments
ab. r für die Schwachen, Entwicklung s-
möglichkeiken für die Tüchtigen, das ſchafft die Ge-
meinde. Der Sozialismus wird in ihr zur Tat!

Grundſatz einer ſozialdemokratiſchen Gemeindepolitik muß

n Die Laſten auf a Schultern, Sorgem weiteſten Sinne für die Allgemeinheit. Die Ver
treter der bürgerlichen Parteien wiſſen, daß in der Gemeinde
nicht Politik zu machen iſt mit der Verkündung von ſtolz klin-
genden Worten, ſondern nur durch praktiſches Wirken. Sie
wiſſen, daß die ren materielle Opfer von ihnen
verlangt, darum ſtehen ſie der Demokratie in der Gemeinde auch
kühl und ablehnend gegenüber. Praktiſch war die bürgerliche
Politik im bisherigen Stadtparlament ein biſtändiges Jntri-
gieren, gegenſeitiges Bekämpſen von Jntereſſengruppen. Eini
war man nur, wenn es galt, gegen die Sozialdemokratie Fron
zu machen. Weil die bürgerlichen Parteien nur moterielle
Intereſſen im Stadtparlament vertreten, darum ſind ſie gegen
das allgemeine Wahlrecht zur Geineindevertretung. Neue Demo-
kraten und alte Nationalliberale ſind gegen das gleiche und all
gemeine Wahlrecht zur Gemeindevertretung. Das darf niemals
außer acht gelaſſen werden.

Es gilt nun einer demokratiſchen und ſozialiſtiſchen Politik
in der Gemeinde freie Bahn zu ſchaffen. Das verlangt die Zu
kunft unſers Gemeinweſens gebieteriſch. Am 2. März muß
daher die Sozialdemokratieglänzendſiegen

Die Lohnbewegung im Gaſtwirtsgewerbe. Jm Gaſtwirts
ewerbe iſt es zu einer Verſtändigung gekommen. Von
rbeitgebern und Arbeitnehmern wurde ein Tarifvertrag unterzeichneſ, der bereits am 1. Februar in Kraft getreten ſ. Die

icnge Arbeitszeit wird beſeitigt, 10 Stunden wird gearbeitet. jeder
im Gaſtwirtsgewerbe Beſchäftigte erhält einen 36 ſtündigen Ruhe-
tag. Die Löhne werden erhöht, das Trinkgeld wird aber beihalten. Der Tarifvertrag gilt für ine in Halle und Um-

ebung beſtehenden Gaſtwirtsbetriebe und iſt der erſte allgemeine
Tariivertrag im Gaſtwirtsgewerbe. Die Arbeitsvermitt-
lung erfolgt durch den r paritätiſchen Arbeitsnachweisder Stadt Halle Solange jedoch eine

wirtsgewerbe beim ſtädtiſch-paritätiſchen Arbeitsnachweis nicht
beſteht, darf die Vermittlung nur durch die Bureaus der vertrag-
ſchließenden Parteien erfolgen.

RNegregelung der Beamtenbeſoldung. Auf eine Anfrage hat
der preußiſche Finanzminiſter die Antwort erteilt, daß mit einer
demnächſtigen Neuregelung der Beſoldung für die Staatsbeamten
zu rechnen iſt. Der Zeitpunkt, zu dem die Beſoldung zu erwarten
iſt, kann jedoch vorläufig noch nicht angegeben werden.

Fortgeltung der Wucherbeſtimmungen für Textilwaren. Durch
Verordnung des Demobilmachungsamts iſt die Bekanntmachung
des Bundesrats über Preisbeſchränkungen beim Verkauf von Web-,
Wirk- und Strickwaren aufgehoben worden. Trotzdem gelten aber
die Vorſchriften der Bundesratsverordnung weiter. Jnfolge der
Aufhebung der genannten Bekanntmachung fällt nur das bisher
mögliche Schiedsgerichtsverfahren weg. Die Strafbarkeit von
übermäßigen Preisforderungen beim Verkauf von Textilwaren
bleibt beſtehen. Bei dieſer Gelegenheit ſei wiederholt auf die
Grundſätze der angemeſſenen Preisgeſtaltung bei Web- Wirk- und
Strickwaren hingewieſen. Die Strafverfolgungsbehörden mußten
noch in letzter Zeit in vielen Fällen einſchreiten. in denen die
Kleinhändler dieſer Branche 50 Vrozent auf ihren Geſtehungspreis
aufkalkuliert hatten. Ein Recht zum Aufſchlag von 50 Prozent
beſteht durchaus nicht. Als zuläſſig kann vielmehr nur der Auf
ſchlag gelten, der nach Abzug von anteiligen Beträgen für Ge-
ſchäftsunkoſten einſchl. Kapitalzins, für Unternehmerlohn uſw.
Riſikopräömie dem Händler einen angemeſſenen Reingewinn beläßt.
Dieſer Reingewinn darf in ſeiner abſoluten Höhe den Friedens

nicht überſteigen, ſoweit nicht die Berückſichtigung der
eldentwertung eine gewiſſe Erhöhung rechtfertigt.

Papiergewebe. Nach den Erfahrungen der Kriegsrohſtoff
Abteilung und Reichsbekleidungsſtelle iſt eine hrrige Anzahl
von Papiergarnerzeugniſſen als brauchbar feſtgeſtellt. egen des
Mangels an nakürlichen gen werden eine längere Zeit
Papiergarnerzeugniſſe insbeſondere Verwendung finden müſſen
als: Futterſtoffe für Bekleidungszwecke, zu Mützen, Schutzborten
fa Kleider. Schutz und reden Monteuranzüge, Schutz

ürzen uſw., Bindfaden für Verpackungszwecke, Ruckſäcke, Taſchen
(Akten-, Brief, Geld und Markttaſchen), Wagenplane Dreſchplane
uſw., Säcke aller Art. Küchentücher, Strohfäcke, Tiſchtücher, Wand
beſpannungen uſw. Anderſeits liegt es J im dringenden Inter
eſſe der in der e noch beſchäftigten 40 000 Ar-
beiter, daß alle Verbraucher von Textilſtoffen, insbeſondere die

ushaltungen ſich nach wie vor r S beſchaffen. Für
roßabnehmer, Behörden und Wiederverkäufer von Bekleidungs-

Gebrauchs- und ſanitären Gegenſtänden, techniſchen Bedarfs-
artikeln, e und Wohnungseinrichtungen aus Papiergarn iſt
der Kriegsaus dpb für Textilerſatzſtoffe, Berlin W. 8. Unter den
Linden 31, bereit, über die Art der zu beſchaffenden Papiergarnerzeugmi e Auskunft zu erteilen ſowie geeignete Bezugsquellen
nachzuweiſen.

Weitere Ausdehnung der r Wie der„Konfektionär“ mitteilt, beſchloß die Reichsbekleidungsſtelle eine
abermalige Erweiterung der Freiliſten. Vom 2. Februar ab dür-
fen ohne Bezugsſchein verkauft werden: Stoffe aus Wolle, Halb
wolle und Kunſtwolle. die bis einſchließlich 130 Zentimeter breit
liegen. Flauſchſtoffe und Plüſche in jeder Breite, Kleider, Mäntel,
Röcke, Umhänger, Morgenröcke, Jacken und Bluſen aus Wolle.
Halbwolle oder Kunſtwolle für Frauen und Mädchen.

Militärmäntel. Diejenigen aus dem Heeresdienſt Ent-
laſſcnen, welche als l u. a einen Man-tel erhalten haben und dieſen nicht unbed R nötig brauchen,
werden dringend geßoten, dieſe Mäntel zur Einkleidung von Frei-
willigen für un bezw. Grezſchutz egen Abſchätzungswert
an die Heeresverwaltung zu verkaufen. ätzung und Bezahlung
erfolgt täglich von 9-3 Uhr im Stabsgebäude des Feldartillerie-
Regiments 75, Zimmer 89.

Wo ſſt der Geldbrieſträger Schlegel? Unter Hinweis auf
die Belohnung von 1500 Mk. die auf die Ermittelung des Geld-
briefträgers Schlegel bezw. der Täter ausgeſetzt ſind, s
Publikum nochmals gebeten, jede Wahrnehmung, und wenn ſie noch
ſo geringfügig erſcheint, ſchleunigſt der Kriminalvpolizei, Drey
hauptſtr. 4, Zimmer 71 oder 73. mitzuteilen. Schlegel iſt am
6. Januar nachmittags gegen 5 Uhr zuletzt geſehen worden, ſeit
dem fehlt jede Spur von ihm.

Jugendliche Taſchendiebin. Am 31. Januar iſt hier ein
Mädchen wegen Taſchendiebſtahls v wor

den. ändig, in etwa 25 Fällen auf dem Bahnhofs
ie be Marktplatz und vereinzelt in der Talamt-

m Gedränge Taſchendiebſtähle verübt und das Geld ſeiner
ulter gegeben p. haben. Der jugendlichen Diebin ſind Beträge bisB. ark in die Jn der elterlichen Br

nd dann auch mehren Mark vorgekunden und
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Ringe und andere Wertſachen. Die Sachen liegen bei der Krimi-
nalpolizei, Zimmer 36 (oder 37) zur Anſicht aus.

45 Gramm Butter werden in der Woche vom 3. bis 9. Fe
bruar auf Abſchnitt 6 der Fettkarte für jede Perſon abgegeben
vom Honnerstag bis Sonnabend. Die Butter zum größten
Teile Aus landsbutter, die im Preiſe höher ſteht. als
nlandbutter. Es wird infolgedeſſen die geſamte zur Verteilung
mmende Butter dieſesmal mit einem Durchſchnitespreiſe

verkauft, der für die Portion (4«5 Gramm) mit 53 Pfa.
feſtgeſeßt wird.

Städtiſcher Verkauf ren Talg in der Talamtſchule am Mitt
woch für die Lebensmittelſcheine 96 701--74 000 vormittags von

12 Uhr und nachmittags von 2—6 Uhr. Beliefert werden nur
diejenigen Jnhaber der vorſtehenden Lebensmittelſcheinnummern,
welche bei der Verteilung am Mittwo, den 29. Januar 1919, nicht
berückſichtigt werden konnten. Für jede Perſon werden 58 Gramm
zum Preiſe von 35 Pfg. abgegeben.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Mittwoch auf Abſchnitt 9
jür die eingetragenen Kunden bei dem Milchhändler Hinſche. Gr.
Goſenſtr. 21, Milchhändler Brockhaus, Ludwigſtr. 26 und Milch-
händler Bergholz. Weißenburg Str. 12. Auf jeden Abſchnitt wird
14 Pfund abgegeben.

Städtiſcher Verkauf von Keks und Käſe am Mittwoch in der
Talamtſchule für die Lebensmittelſcheine 60 001--71 200 vormit-
tags von 8--12 Uhr und 71 201--74 000 nachmittags von 2--6 Uhr.
Für jede Perſon kann ein Paket Keks zum Preiſe von 37 Pfg. und
55 Gramm Käſe zum Preiſe von 20 Pfg. abgegeben werden.

Der Verkauf von Marmelade beginnt am Mittwoch. Für
jede Perſon wird ein halbes Pfund abgegeben zu 1 Mk. für das
Pfund gegen Abtrennung der Marke 265 des Warenbezugs-
ſcheines 19.

Sauerkraut und Koblrüben ſind in genügenden Mengen vor-
danden und ohne Lehensmittelkarten zu kaufen.

Der ſtüdtiſche Verkauf von ungariſchem Bienenhonig, das
furd zum Preiſe von 15 Mk., wird in der Talamtſchule ohne Le-

ensmittelkarten fortgeſetzt.
Stadttheater. Heute, Dienstag, gelangt das Luſtſpiel „Nur

ein Traum“ zur z rits Mittwoch wird „Die weiße Dame“
wiedetholt. Die Uraufführung von „Dies irae“, Tragödie
von Wildgans, findet erſt Sonnabend, den 8. Februar,

Donnerstag, den 6. Februar, wird „Maria Stuart“ gegeben.
eitag, infolge Erkrankung von Frieda Schmidt, an Stelle der

angeſetzten Wiederholung von Pfitzners „Der arme Heinrich“,
d'Alberts Oper „Tieſiand“. Sonntag nachmittag Fremdenvor-ſtellung zu ewägeg reiſen „Komteſſe Guckerl“, abends „Lohen-
girn“. Die Vorſtellungen des Stadttheaters beginnen ab

den 5. Feheuar, nicht mehr um 6 Uhr ſondern pünkt
lich um 7 Uhr, worauf vejonders hingewieſen wird.

Die Slektrizitäts-Geeßrerſorgung der Provinz Sachſen.
Der Provinzigal-Kandtag der Provinz Sachſen batte im Mai

1917 in der Erkenntnis der au dentlichen volkswirtſchaftlichen
Bedeutung einer ten Elektrizitätswirtſchaft beſchloſſen, ge
meinſam mit der tinentalen Gasgefellſchaft in Deſ-cha ndetes Verſorgungsgebiet unter Ein

luß des Herzogstums nhalt das Elektrizi-tätswerk nenetien- Geſellſchaft
Halle (Eſag) ins Leben zu rufen. Dex Braunkohlenreichtum der
Provinz hat während das Krieges gewaltige Großkraftwerke ent
eben laſſen, die der ElektrizitätsGroß wirtſchaft der Prov nz eben
Us dienſtbar gemacht werden können. Die g. wird die in dieſen

Kraftwerken zur Verfügung ſtehende elektriſche Leiſtung in einem
leiſtungsfähigen Fernverſorgungsnes über die ganze Provinz
Sachſen und das m v Anhalt, ſowie die angrenzenden
Gebiete verteil um die beſtehenden Ueberland-
zentralen, dtiſchen Elektrizitätswerke undr ellen Unternehmungen daraus zu ver-

rgen.
Dieſe werdende Elektrizitäts-Grod verſorgung der Provinz iſt

berufen, eine em t wichtige volks wirtſchaftliche Aufgabe in
der Zukunft zu erfüllen. Sie wird vor allen Dingen eine ſpar-ſamere Saushaltyng unſerer Kohdlenvorräte
dringen und entlaſtend auf die Transportſchwierigkeiten ein
wirken, ſo daß die uns noch zur Verfügung ſtehenden Transport-
mittel anderen volkswirtſchaftlichen Aufgaben dienen können.

Dieſe ganz im Sinne der von der Reichsregierung geplanten
Veeinfluſſung der Elektrizitätswirtſchaft S Maßnahmen
e durch den unglücklichen Ausgang des Krieges in ihrer Zur
ührung aufgehalten worden und werden es jeßt um ſo mehr, als

die zu errichtenden Leitungen und Transformatorenſtationen
gegenüber der Friedenszeit eine Vertenerung von meh
reren 200 Prozent erfahren haben. Der Eſag wäre es
unter den heutigen Verhältniſſe dadurch auf lange Zeit unmöglich,
die ihr geſtellten Aufgaben durchzuführen, denn die Ueberteuerung
aller zur Errichtung dieſer Anlagen noiwendigen Materialien
würde die zukünftige Wirtſchaftlichkeit der Großverſorgung für
alle Zeiten in Frage ſtellen.

Durch die von dem Demobilmachungsamt ergangene Ver
ordnung über Rotſtandsmaßnahmen iſt es nunmehr
ermöglicht, einen erheblichen Teil der Verteuerung auf ſtärkere
Schultern abzuwälzen. ſo daß die Möglichkeit beſteht, daß die
Eſag ihre Pläne als Notſtandsarbeiten zur Durchführung br'ngen
kann. Sie hat ſich daher entſchloſſen einen großen Teil der gevlan
ten Leitungen ſofort in Angriff zu nehmen und in kürzeſter Friſt
durchzuführen. Es handelt ſich um den Bau mehrerer 100
Kilometer auf eiſernen Gittermaſten verlegter
elektriſcher Sochſpannungsleitungen und um die
Erreichtung einer großen Anzahl umfangreicher Transformotoren-
Stationen für eine Geſamtleiſtung von zunächſt rund 100 000 Kw.

Durchgeführt werden ſoll in erſter Linie eine Le'tung von
Bitterfeld nach r Wir mit Anſchluß an dieReichs leitung nach Berlin. Ferner eine Verbindungs
leitung zwiſchen den Kraftwerken Gröbers bei Halle und
Nachterſtedt bei Halberſtadt zur Verſorgung des weſtlichen
und ſüdlichen Teiles der Provinz. Beide Leitungen werden als-
dann zu einem Ring zuſammengeſchloſſen werden, auf dem die
Großkraftwerke gemeinſam arbeiten. Ferner beabſichtigt die Eſag
die Verſorgung auch des nördlichen Teiles der VProv'nz, um den
noch unverſoreten land wirtſchaftlichen Gebieten ebenfalls die Vor
teile der Elektrizität zuzuführen. Dieſe Bauten einſchließlich der

t Transformatorenſtationen können mehreren tauſend
rbeitern lohnenden Erwerb und der Jnduſtrie nach vielen

Millionen zählende Aufträge beingen.
Die Eſag dürfte wohl erſte Unternehmen ſein, das mit

der Verwirklichung derartig großzügiger Leitungspläne trotz des
noch nicht beendeten Krieges und trotz der unoünſtigen Verhält-
niſſe an die Oeffentlichkeit tritt. Es wäre lebhaft zu wünſchen,
daß dieſes großzügige Vrojekt auch durchgeführt werden kann, um
dadurch der Arbeitsloſigkeit zu ſteuern und die Ueberleitung aus
der r enchaſt zurück in eine geregelte Friedenswirtſchaft
zu erleichtern.

z Reich ſelbſt wird für ſeine Arbeiten Uber die geplante
Reichs-Elekteaitäts- Wirtſchaſt durch die in der Provinz Sachſen
geſchaffenen Vorarbeiten nützliche Anregung finden können.

Ammendorf. Ver 327
abends 7 Uhr, findet hier im Gaſt J zum goldenen Wer eine
Mitgliederserſfſammlun

demokratiſchen Partel Kott, die mit der Ge
igen wird. Freunde und

n
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nahmt worden, außerdem drei Judikaums-Dreimarlſſtücke von 1913, j Genußmittel, ſo in Torgau u. g. »00 Zentner ungebrannter
in Erfurt 4600 Ballen: in Weißenfels ſollen Teigwaren aufge
er ſein. Die Beſtände ſollen feſtgeſtellt und dann unter die

evölkerung verteilt werden. Dann machte der p.
leiter Mitteilung von Lebensmittelſchiebungen im gro zuge ſolle
allein ein früherer Landtagsabgeordneter 4000 Waggons Lebens-
mittel auf dem Eiſenbahnwege verſchoben haben.

Naumburs. Erhöhung des Gaspreiſes. Vom
1. Februar 1919 ab erhöht der Kriegsteuerungszuſchlag für
Gas von 50 auf 75 vom Hundert. Eierverkauf von Ueber
ſchußelern direkt an Verhraucher iſt vom 1. Februar ab verboten.

Düben. Vom 1. Februar d. Js. ab wurde auf den Bahnhöſen
Jretis. Bad Schmiedeberg und Düben die Bahnſteigſperre einge

rtführt.
w. Nachträgliche s zur Wahl bewegung.Der öſtlichſte Teil unſeres Wablkreiſes Merſehurg, der Kreis

Liebenwerda, brachte unſerer Partei bei den beiden Rational-
verſammlungswahlen ganz beſonders gute Ergebniſſe. Die Alte
Sozialdem. rtei iſt die ſtärkſte im Kreiſe und muſterte am
19. Januar 11 500 hler, gegenüber 8400 Unabhängigen, 6400
Demokraten und 6100 anderen bürgerlichen Wählern. An dieſem
guten Reſultat iſt neben der Falkenberger und Liebenwerd er
Gegend ſowie dem „Ländchen“ auch unſer Elſterwerda mit Um
gebung ſtark beteiligt. So brachte uns der 19. Januar in Elſter
werda ſelber 694 Stimmen, zeigte uns alſo als die ſtärkſte Partei
am Orte, denn auf die Unabhängigen ar nur 629, auf die
Demokraten 489 und die übrigen bürgerlichen Parteien zuſammen
424 Stimmen. Dieſer Erfolg iſt um ſo erfreulicher, wenn man
bedenkt, daß wir hier erſt während der Wahlbewegung organi
ſatoriſch Fuß faſſen konnten, Ende Dezember mit einem erſten
Einzelmitgliede und Anfang Januar nach einem recht erfolg
reichen Vortrage des Genoſſen Pikard Halle ſchließlich mit der
Gründung eines Ortsvereins. Weſentlichen Anteil an dem guten
Wahlerfolge hatte auch ein Vortrag der Kandidatin Genoſſin
Schweſter Rühländ, der hier wie beſonders im „Ländchen“ außer
ordentlich anſprach.

Gröden (Kreis Liebenwerda). Das Wahlergebnis in unſeren
bisher als ſicher konſervativ bekannten Shradendörfern
verdient beſonderer Erwähnung. Jn den größeren von ihnen, in
Hirſchfeld, Gröden und Großthiemig, ſprach hier in der Woche
vor dem 19. Januar Genoſſe Gründlich- Biehla. Die Ver
ſammlungen waren überall gut beſucht, waren ſie doch als ſozial
demokratiſche Verſammlungçen an ſich ſchon ein Ereignis für unſere
Orte. Denn noch 1912 konnten ſozialdemokratiſche Verſammlungen
nicht wie diesmal frei und unbehindert in Sälen, ſondern höchſtens
da oder dort in der Scheune oder Wohnung eines Parteigenoſſen
ſtattfinden. Der 19. Januar brachte uns folgendes Abſtimmungs-
ergebnis: Gröden: Alte Soz. P. 264. Unabh. 22, Bürgerliche 270;
Merzdorf-Se fertsmühl: Alte Soz. P. 201, Unabh, 67. Bürgerliche
142; Großthiemig: Alte Soz. P. 162, Unabh. 56, Bürgerl. 419;
Hirſchfeld: Alte Soz. P. 16!. Unabh. 5, Bürgerliche 382. Das
bedeutet gegen 1912 für beide ſozialdemokratiſche Parteien zu
ſammen in Merzdorf das 12fache, in Gröden und Hirſchfeld das
gfache und in Großthiemig das 4fache Ergebnis. Und dabei ſind
gerade dieſe vom Verkehr abgelegenen Schradendörfer ror der
Wahl in Verſammlungen Ort für Ort von den Pfarrern bearbeit t
worden, aus deren Ausführungen die Bauern ſich in der Regel
natürlich die falſche Anſicht entnommen hatten, wir wären reli-
agionsfeindlich und gegen jeden Relicionsunterricht überhrurt.
Mit den Pfarrern gab es denn auch in unſeren Verſammlungen
allgemeine Diskuſſionen beſonders über die Schul- und K'rchen
fragen. Daß dabei auch ſachlich ſcharfe Bekämpfung das verlſönliche
Gebiet durchaus nicht zu berühren braucht. zeigte das Verhalten
des Pfarrers Sauerlandt in Hirſchfeld, der nach der Ausein-
anderſetzung in der Verſammlung zum Erſtaunen und zur Er
heiterung aller Anweſenden unſeren ihm übrigens bis dahin un
bekannten Genoſſen Gründl'ch einlud, bei ihm zu übernachten. was
dieſer denn auch mit Dank annahm. Die Preußenwahl am
26. Jannar brachte mit der ollgemein geringeren Wahlbeteiligung
natürlich auch uns in den Schradendörfern einen entſprechenden
Stimmenrückgang. Außerdem hatte die Reaktion hier in der Woche
vor der Preußenwahl auch noch fleißig gearbe'tet. So ſvrach in
Merzdorf der Baron von Rochow aus Strauch, dem benachbarten

Rittergute. Er entrüſtete ſich über den „ſchlechten“
ahlausfall gerade in Merzdorf und hatte bei den zum guten

Teil von ihm abhängigen kleinen Landwirten, die in ziemlicher
Anzahl Pachtland des Herrn v. Rochow bewirtſchaften, leider auch
einen gewiſſen Erfolg. Herr Baron v. Rochow tat ja auch woch en
übriges, er verteilte am Preußenwahltage höchſtperſönlich die
deutſchnationalen Stimmzettel vor dem Wahllokale in Merzdorf
und brachte ſo die konſervativen Stimmen von 33 am 19. Januar
auf 111 am 26. Januar. Die Koſten für dieſen konſervativen Ge
winn mußte zum Teil leider auch unſere Partei mittragen. Die
Arbeiter von Merzdorf und Seifertsmühl werden es ja wohl jetzt
alle eingeſehen haben, daß es allein die Sozialdemokratie iſt, die
nicht bloß mit dem Munde, ſondern auch in der Tat ihre Jnter-
eſſen vertritt. Es bleibt aber bedauerl'ch, daß es immer n
Kleinbauern gibt. die es nicht einſehen können, daß in Wahrhei
allein die Sozialdemokratie ihre Jntereſſen vertritt, vor allem
gegen den Großerundbeſitz, und die ſich immer noch von Groß
grundbeſitzern verleiten laſſen. konſervativ oder, wie es jetzt heißt,
deut'chnational zu wählen. Da kann eben nur Aufklärung dieſer
Kleinbauern abhelfen, und unſere Genoſſen in den Schradendörfern
werden hoffentlich recht bald mit der Gründung von ſozialdemo
kratiſchen Ortsvereinen an dieſe weitere Aufklärung herangehen.
Wie gerade ſolche Or'svereine mit ihrer Aufklärungsarbeit erſt
imſtande ſind. Wahlerfolge dauernd feſtzuhglten und auszubauen,
das ſehen unſere Genoſſen in den Schradendörfern ja bei ſich ſelbſt
an dem Ausfall der Prenßenwahl in Großthiemig. Dort hatten
wir bei der Wahl am 19. Januor dreimal ſoviel Stimmen als die
Unabhängiten. Aber die Unabhängigen ſind uns darin voraus.
daß ſie in Großthiemig bereits einen Ortsvere'n haben. So iſt
es ihnen denn gegenüber dem konſervat'ven Anſturm der Raſtoren
uſw. am 26. Januar gelungen, ihre Stimmenzahl vom 19. Januar
nicht nur zu halten. ſondern ſogar noch um 10 zu erhöhen, während
wir bald die Hälfte unſerer Stimmen vom 10. Jayuar einbüßten.
Alſo apf. Genoſſen in den Schradendörfern, macht unſere auten
Wahlerfolge zu dauerndem Gewinn und gründet zu dieſem Zwecke
ſozialdemokratiſche Ortsvereine!

Breitenſtein. Als im Dezember 1918 Genoſſe Dreſcher Foalle)
zum erſten Male hier eine ſozialdemokratiſche Verſammlung ab-
hielt. da waren wir bewußt, daß die Bewohner nach Freiheit und
Gleichheit ſich ſehnten. Dies bewieſen auch die anderen beiden
Verſammlungen, die der Genoſſe Agotz aus Stolberg vor der
Rationalverſawinlung hier abhielt. e waren gut cht. r
feder Verſammlung wurde von den Rednern beiont, daß un
Kampf einzig und allein dem kapitaliſtiſchen Ausbeutungsfyſtem
gelte, und zu dieſem Kampf müßten alle Arbeiter geſchloſſen zu
ſammenſtehen. Keine Spaltung der Kräfte. ſondern nur ein feſtes
Juſammenhalten kann helfen. Bei der Nationalwahl ſowie bei
der Preußenwahl ſah man leider daß auch in Brei n ſich die
Kröfte unnstig zerſplitterten. WVerſonenfrag- n müſſen aus der
Politit der Partei aus ltet werden. Der Ung König
hat hier in den Wahlkampf ſcharf das perſönliche hinein
gen und dadurch der Sache der Arbeiterklaſſe t. Wir
ürfen keine Zerſplitterun treiben, wir m bei den

nächſten Gemeindewahlen guſammenhakten v u
den Kampf erfnehmen gegen den uns aushbeutenden Kapitalismus.
Damit erreichen wir was, aber nicht durch den Bruderkampf.
Darum wählt nur ſozialdemokratiſche Gemeindevertreter.

öbjule5.
mlüſſarg,Bezirkewohnungsekom

an 2 h T 3 Wund Staatskommiſſars für das Wohnungsweſen eine Verordnung
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de zu Durchfaheung der Unt a ndfeld r die m B r n g
können. Für Preußen ſind ſofort von dem Staatskommiſſar für
das Wohnungswe'en die Regierungspröſidenten als Kommiſſare
beſtellt worden. Dieſe Wohnungolomwi are ſind in der Tat be
fugt, alle Hinderniſſe aus dem Weg zu räumen. und ſogar gefegliche
Vorſchriften außer Kraft zu ſetzen, wenn es gilt, ſchnellſtens Woh
nungen zu errichten. Der Bezirksklommiſſar kann ſich das nötige
Bauland zen alls durch Enteignung beſchaffen. Auf den

ckgehende Wertſteigerungen braucht er bei der Be-
meſſung der Ertſchädigung nicht zu berückſichtigen. Danebenng von Ertbaurechten und für die Errichtung

von Behilfsbauten.
pacht bis Zur uer von 30 Jahren in Betracht. Dieſe Zwangs-

ermöglicht auch den Schutz der Laubenkoloniſten gegen will-
rliche Preisſteigerungen. Am wichtigſten iſt aber, die Befugnis

des Wohnungskommiſſars alles ſelbſtän i zu beſtimmen, wenn Ge-
meinden oder Kreiskehörden ſich nicht binnen kürzeſter Friſt mit
den Bauluſtigen einigen. Alle Streit'ragen wegen Straßenbau
und Teilnahme an Gemeinde Kirchen und Schullaſten. die ſonſt
das Bauvorhaben auf Jahre verzögerten, werden ich binnen
wenigen Tagen durch den Sairlecemiſſar geregelt werden. End
lich erhält der Kommiſſar das Recht, Ziegeleien zwengsweife wie-
der in Betrieb zu ſetzen und natürliche Bauſtoffe Holz. Lehm. Kies,
Sand uſw. zu enteignen. Lnrusbauten zu verbieten. und überhaupt
mit allen Mitteln die Beſchaffung von Klein u. Mittelwohnungen

fördern.d Die a v Kommiſſare ſind alſo praktiſch unbegrenzt.
Es hängt von den Perſonen ab, wie ſie durchgeführt werden.
Mögen ſie von ihren großen Machtmitteln einen verſtändigen, aber

rücklichen Gebrauch machen.

S

Vermiſchtes.

Die Sektgelder des Herrn v. E'nem.
Von einem ſächſiſchen Kriegsteilnehmer wird P febon:
Der ehemalige Kriegsminiſter von Einem gehörte zu den

ausgeſprochenen Günſtlingen Wilhelms II. Er wurde deshalb
zu Beginn des Krieges nach Abſetzung des ſächſiſchen Generals
von Hauſen Oberbefehlshaber der 3. Armee in der Champagne.
Von der nahezu ſchrankenloſen Machtfülle, die ihn hier umkleidete,
3312 er in ſochlicher Weiſe Gebrauch, daß bald das Wort in
Umlauf kam: „Einer für alle, alles für Einem.“ Das vrächtige
Schloß Maiſon rouge, das in einem weiten Parke fernab von
h Verkehre lag und als Bombenziel die Flieger nicht
reizte, ſagte ihm nicht zu. Er ließ ſich in einer Baumgruppe ver

etwa einen halben Kilometer davon für teures Geld eine
illa bauen. Sein Weſen war greiſenhaft. Die Achtung, die er

bei ſeinen Untergebenen genoß, war erſtaunlich gering. Aber er
blieb Armee-Oberbefehlshaber, auch nachdem Ludendorff ſein Amt
in der oberſten Heeresleitung angetreten hatte und mit eiſernem
BVeſen viele hohle Unſähi keiten hinwegfegte. Geld gab's bei
Einems Stab in Fülle. Man zahlte allerhand Zuſchüſſe. Wer
die Gelder krieg'e, fragte nicht nach ihrem Etatkapital oder Ur-
ſpwrung. Das Tollſte, was dieſer Weltkrieg gezeitigt hat, warenaber doch wohl die Sektgelder, die Einem und ſeine Tiſchgeſell
ſchaft aus Marketende überſchüſfen erhielt. Der ehemalige Kriegs
miniſter mußte wiſſen, daß Marketenderüberſchüſſe nur an Mann
ſchaften vertelt werden dürfen und daß die einſchlagenden Kriegs-
miniſterialverfügungen unter keinem Vorwand Ausſchüttungen an
Offiziere geſtatten. Wenn die des Oberbefehls.
babers von Einem ſehr viel Sekt und Wein mit der Marketenderei
umſeste, ſo durfte ſie trotzdem keinen Anteil an ihren Ueber-
ſchüſſen beanſpruchen. Es iſt erſtaunl' ch, wie der Chef des General.
ſtabs der 9. Armee die Zahlung der Sektgelder geſchehen laſſer
konnte. Man muß fordern, daß das Kriegsminiſterium den
Dingen nachgeht, die Rückzahlung der „Sektgelder“ herbeiführ:
und die Schuldigen mit Einſchluß des Oberbefehlshabers un
Stabschefs zur Verantwortung zieht. Die Unterorgane wie Jn
tendanturſekretäre, Zahlmeiſter uſw. behandle man glimpflich
Denn ſie waren abhängig und erlagen dem Druck von oben. Die
Sektgelder haben viel böſes Blut gemacht. Solange Wilhelm II
noch der „allerhöchſte Kriegsherr“ war. war ſein Günſtling vor
Einem immun und konnte tun und laſſen, was er wollte. Die
Zeiten ſind aber doch glöslicherweiſe vorbel.

Literatur.
„Die ſoziale B des Krieges von Parvus, Vreis 50 Pfg

1918 Berlin SW 668, n für Sozialwiſſenſchaft G. m. b. H
1917 zuerſt erſchienen, in fünf Auflagen verbreitet und in mehrere
Sprachen überſetzt, ſodann bis kurz vor Ausbruch der Revolutior
verboten, kommt jegt dieſe Schrift wieder heraus. In einem neuer
Nachwort rechnet der Verfaſſer mit dem Oberkommandierenden it
den Marken, als dem Vertreter des fluchbeladenen Militarismus
ab und deckt das Syſtem der Lüge un 2 auf. Jm übri-
La iſt die Schrift unverändert: ſie iſt ein hiſtorlſches Dokument.
Sie hat den Mut und die Einſicht gehabt, gegen den damals noch

ſir greichen Jmperialismus den kataſtrophalen und ruinöſen Cha
ratter des Krieges für alle Beteiligten nachzuweiſen und für den
Verſtändigungsfrieden e Der Anklage geſellt ſich der

e her mit ſehr r ender Vollmacht geſtellt werden

bündige. auf die umfaſſendſte Kenntnis der Tatſachen geſtützte Be
weis. Pacpvus handhabt hier in populärſter Form dieſelbe ökono
miſche Methode, als deren Meiſter er ſich in ſeinen großen Werken
erwieſen hat. Aus den Dingen heraus entwickelt er den Sozia
lismus als die r Rettung Jn einem freienDeutſchland kann die Broſchülre erſt ihre völle aufklärende, jeden
Jmperialismus und Militarismus vernichtende kritiſierende
deutung entfalten. Sie kehrt die Aufgaden der aktuellen Politik
mit dem Rüſtzeug der Oekonomie und dem Weitblick des Sozia-
liſten zu betrachten. B. die Fragen der Schuld am Kri dh Wiederauftaues n P n Veſen
Sinne behandelt. Für die Probleme, die dem Krieg zu Grunde
lagen und großenteils weiterbeſtehen, wird die Felure in inter-nationaler Juſammegarbeit aufgegeigi. Für die Friedensverhand-
lungen und über dieſe hinaus werden 47 die Wege gewieſen, die
e

un nſinns es Reiſrlellge Arbeit zu eerdffnen. und ein ans Reich

Srleſtaſten der Redaktion
Es deſte tatre Sverkehr nach dort iſt geſperrt und wird womsg erſt wieder

freigegeben werden, wen die ernaziehungen wieder in Fluß s iſt ans e
rlaſſe eben ſawer aufder ei ilin r c le W. zu ſein, es läht

ie im kleinen
iegers

uns im großen w

Gedenlet in Freud und Le
der Halleſchen Kriegsbinterbliebenen Fürſorge

Spenden an Stadthandtkaſa, Rädtiſche Sparteſſe,
dieſe Vanken, die Expedition unſeres Vlattes oder

Veoßſchectoris Fr. 19008.

racken, Lauben und dergleichen die Jwangs

W er
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